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im  UniversitätsVerlagWebler  erhältlich:

Insbesondere für diejenigen, die genauer wissen wollen, was sich
hinter der Formel  „die Humboldtsche Universität” verbirgt, bietet
sich die Gelegenheit, wesentliche historische Ursprünge der eige-
nen beruflichen Identität in der Gegenwart kennen zu lernen. 
Die Grundlagen der modernen deutschen Universität sind in eini-
gem Detail nur Spezialisten bekannt. Im Alltagsverständnis der
meisten Hochschulmitglieder wird die Humboldtsche Universitäts-
konzeption von 1809/10 (Schlagworte z.B.: „Einheit von Forschung
und Lehre”, „Freiheit von Forschung und Lehre; Staat als Mäzen”,
„Gemeinschaft der Lehrenden und Lernenden”) häufig mit der mo-
dernen deutschen Universität gleichgesetzt, ihre Entstehung einer
genialen Idee zugeschrieben. 
Die vorliegende Studie zeigt, unter welchen gesellschaftlichen und
universitären Bedingungen sich einige zentrale Merkmale ihrer Kon-
zeption schon lange vor 1800 entwickelt haben, die heute noch
prägend sind. Dies wird anhand der akademischen Selbstverwal-
tung, der Lehrfreiheit und der Forschung vorgeführt. Die über 50
Jahre ältere, seit mindestens Mitte des 18. Jahrhunderts anhaltende
Entwicklungsdynamik wird lebendig. Schließlich wird als Perspekti-
ve skizziert, was aus den Elementen der Gründungskonzeption der
Berliner Universität im Laufe des 19. Jahrhunderts geworden ist.
Der Text (1986 das erste Mal erschienen) bietet eine gute Gelegen-
heit, sich mit den wenig bekannten Wurzeln der später vor allem
Wilhelm von Humboldt zugeschriebenen Konzeption und ihren we-
sentlichen Merkmalen vertraut zu machen.

ISBN 3-937026-56-8, Bielefeld 2008, 
30 Seiten, 9.95 Euro 
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Peter  Viebahn:
Lernerverschiedenheit  und  soziale  Vielfalt  im  Studium

Differentielle  Hochschuldidaktik  aus  psychologischer  Sicht
Mit der Einführung der gestuften Studiengänge und der Interna-
tionalisierung der Ausbildung hat sich das Bildungsangebot von
Hochschulen in hohem Maße ausdifferenziert und es werden zu-
nehmend unterschiedliche Studierendengruppen angesprochen.
Diese Entwicklung konfrontiert die Hochschuldidaktik in ver-
schärfter Weise mit der grundsätzlichen Problematik: Wie kann
die Lernumwelt Hochschule so gestaltet werden, dass dort ganz
unterschiedliche Studierende ihr Lernpotential entfalten können? 
Eine Antwort auf diese Frage gibt diese Arbeit. Sie führt in das
Konzept der Differentiellen Hochschuldidaktik ein. Im allgemei-
nen Teil werden hochschuldidaktisch relevante Modelle zur Indi-
vidualität des Lernens (z.B. konstruktivistischer Ansatz) und die
bedeutsamen psychischen und sozialen Dimensionen studenti-
scher Unterschiedlichkeit in ihrer Bedeutung für das Lernen er-
läutert. Im angewandten Teil wird eine Vielzahl von konkreten
Anregungen zur Optimierung des Lernens für die verschiedenen
Lernergruppen geboten. 
Ein Autoren- und ein Sachwortverzeichnis ermöglichen eine ge-
zielte Orientierung.
Dieses Buch richtet sich an Hochschuldidaktiker, Studienplaner
und Lehrende, die einen produktiven Zugang zur Problematik
und Chance von Lernerheterogenität finden wollen.

ISBN 3-937026-57-6, Bielefeld 2008, 225 Seiten, 29.80 Euro

Bestellung - Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, Fax: 0521/ 923 610-22
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BBis in die 60er Jahre des vergangenen Jahrhunderts fand
Forschungsförderung im wesentlichen auf drei Wegen statt:
Durch die staatliche Finanzierung der Forschung an Hoch-
schulen per Grundausstattung der Lehrstühle, durch staatli-
che Finanzierung der Forschungsförderorganisationen, wie
der DFG (dort gab es zunächst - bis Ende der 60er Jahre -
im wesentlichen das heute Normalverfahren genannte För-
derschema), durch staatliche Finanzierung der großen
außeruniversitären Forschungsgesellschaften, wie Max-
Planck und Fraunhofer und durch private Finanzierung, ent-
weder als Mäzenatentum (Stifterverband...), d.h. (fast) un-
gerichtete Förderung oder als Auftragsforschung. In den
70er Jahren kam - neben anderen Formen, wie den Sonder-
forschungsbereichen - die (überwiegend staatliche) Pro-
grammförderung auf, um durch die individuelle Forschung-
stätigkeit entstehende Lücken von gesamtgesellschaftlicher
Bedeutung zu schließen. Dabei blieb die individuelle Wahl
der Forschungsvorhaben erhalten - gesteuert wurde mit
Anreizen. Trotzdem löste der neue Akzent in der For-
schungspolitik heftige Kritik in den Hochschulen aus (Aus-
höhlung der Wissenschafsfreiheit). Heute bildet Programm-
förderung ein normales Element der Forschungsförderung.
Axel Horstmann, stellvertretender Generalsekretär der VW-
Stiftung, untersucht in seinem Beitrag die heutige Steue-
rung  durch  Programmförderung und ihre inzwischen vielfäl-
tigen Funktionen. Dies ist gleichzeitig ein Vorabdruck aus
dem Band Freiheit, Kontrolle und Steuerung von For-
schung. Ergebnisse des Hochschulforums Sylt 2009, der im
Herbst erscheinen wird.

DDie in den letzten Jahren eingeführten neuen Organisa-
tions- und Kooperationsformen für Forschung und Entwick-
lung waren schon in einem HSW-Gespräch mit Reinhardt F.
Hüttl, dem Vostandsvorsitzenden des GeoForschungsZen-
trums Potsdam dargestellt und diskutiert worden (HSW 1-
2008, S. 2ff.). Fast zeitgleich mit der hier vorliegenden Aus-
gabe rekonstruiert Hellmut Wagner, ehem. Stellv. Vor-
standsvorsitzender des Forschungszentrums Karlsruhe, im
HM 2-2010 die Entstehung des KIT aus dem Forschungs-
zentrum Karlsruhe und der Universität Karlsruhe und be-
handelt die rechtlichen Probleme dieser ungewöhnlichen
Organisationsform. Aber der Themmenkomplex ist so viel-
seitig, dass damit nur einige Einzelaspekte beleuchtet wer-
den konnten. Martin Winter & Reinhard Kreckel haben nun
in einer neuen Annäherung an das Thema: Wettbewerbs-
fähigkeit  durch  Kooperation?  Zur  Zusammenarbeit  von  Uni-
versitäten  und  außeruniversitären  Forschungseinrichtungen
mit der Bestandsaufnahme der real existierenden Koopera-
tionsformen und mit deren Typisierung unter der Perspekti-
ve eines gewünschten Zugewinns an Wettbewerbsfähigkeit
begonnen. Das schärft die Wahrnehmung und erleichtert
die weitere Arbeit am Thema.

DDas Thema „Hochschule und Region”
ist nach einer gewissen Konjunktur in
den 70er/Anfang der 80er Jahre und
mit einer Einzelinitiative Anfang der
90er Jahre, als drei größere Publika-
tionen das Thema aufgriffen (AK Fort-
bildung 1984; Webler 1984; Keller-
mann 1994) völlig aus dem Blick ver-
schwunden, geschweige denn, dass
Forschungen darüber stattfanden. Die
frühere Konjunktur war durch die
Neugründungen von Hochschulen
ausgelöst, die ihre Standortfragen
weiter verfolgten. Dabei spielten Regionalanalysen und re-
gionale Strukturpolitik eine wesentliche Rolle. Die weitere
Aufmerksamkeit nahm dann allerdings die Internationali-
sierung mit ihren vielfältigen Initiativen ein, wobei ver-
gleichsweise kleinere regionale Kooperationen zum Alltag
gehörten. In diese Situation hinein hat die Universität Lü-
neburg mit einem Projekt von knapp 100 Mio Euro einen
eindrucksvoll anderen Akzent gesetzt. Martin Kagel, Tim
Kawalun und Gesa Krey schildern in ihrem Beitrag: Der  In-
novations-IInkubator  Lüneburg:  Europäische  Strukturpolitik
im  Geiste  der  Lissabon-SStrategie, wie eine Universität in
zahlreichen, regional relevanten Projektaktivitäten in einem
europaweit einmaligen EU-Großprojekt mit ihren Möglich-
keiten der Verzahnung von Wissenschaft und Wirtschaft die
Wirtschaftskraft einer Region nachhaltig stärken kann. 

IIn dem Beitrag von René Krempkow: Wissenschaft  oder
Wirtschaft?  -  Arbeitsmarkt  und  Perspektiven  für  Promovier-
te  in  Deutschland verfolgt der Autor als Grundidee, v.a.
einen Überblick über die aktuelle empirische Datenlage zu
geben. Oft herrscht große Verwunderung, dass es selbst bei
Geistes- und Sozialwissenschaftlern in repräsentativen Stu-
dien vorkommt, dass die an Hochschulen Tätigen gegen-
über den außerhalb davon Arbeitenden in mehreren beruf-
lichen Verbleibsdimensionen zum großen Teil ins Hinter-
treffen geraten. Diesen Befund hatte der Autor auch bei
einer Präsentation für die Europäische Stellenbörse und
Studienmesse in Strasbourg vorgestellt, wo es ein ziemlich
großes Echo auslöste. Damit dieser Befund nicht zu zusam-
menhangslos daherkommt, sind diese Ergebnisse in eine
theoretische Diskussion eingeordnet. Abschließend sind ei-
nige mögliche Schlussfolgerungen für die Wissenschaftspra-
xis formuliert. 

LLiitteerraattuurraannggaabbeenn

Arbeitsgruppe Fortbildung im Sprecherkreis der Hochschulkanzler (Hg.)
(1984): Hochschule und Region (Fortbildungsprogramm für die Wissen-
schaftsverwaltung, Materialien Nr. 17), Essen.

Kellermann, P. (Hg.) (1984): Regionsuniversitäten. Ein transnationaler Poly-
log zur Bestimmung der Spannung zwischen hochschulischen Funktio-
nen und Standortbedingungen. Klagenfurt.

Webler, W.-D. (Hg.) (1984): Hochschule und Region. Wechselwirkungen.
Weinheim.
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11..  VVoorrbbeemmeerrkkuunnggeenn

„Was heißt und zu welchem Ende betreibt man Programm-
förderung?“

So lautet – frei nach Friedrich Schiller – die Leitfrage meines
Beitrages. Freundlicherweise hat der Initiator dieses Hoch-
schulforums Wolff-Dietrich Webler auch schon mögliche
Antworten in Gestalt der folgenden drei Thesen skizziert:
• Individuelle Forschungs- und Karriereinteressen (Kriterien

der Scientific Community) sind gesellschaftlich blind – die
entstehenden Lücken werden durch Programmförderung
geschlossen.

• (Insbesondere europäische) Programmsteuerung sorgt
dafür, dass Forschung in verwertbare Bahnen gelenkt
wird.

• Programmförderung sorgt für die Gegensteuerung zum
Matthäus-Prinzip.

Ich werde auf diese ebenso anregenden wie durchaus 'frag-
würdigen' und von Webler selbst schon mit Fragezeichen
versehenen Thesen im Folgenden eingehen, ohne mich al-
lerdings von vornherein auf den damit abgesteckten Dis-
kussionsrahmen zu beschränken. Vielmehr wird es in mei-
nem Beitrag zunächst um eine Klärung des Begriffs „Pro-
grammförderung“ gehen, im Anschluss darin um Pro-
grammförderung in ihrer Positionierung zwischen For-
schungsfreiheit und Wissenschaftssteuerung sowie um Ar-
gumente, die für oder gegen sie sprechen. Auf der Basis von
konkreten Beispielen aus der Förderpraxis werde ich dann
versuchen, daraus Folgerungen allgemeinerer Art abzulei-
ten und – in Thesenform – ein kurzes Fazit zu ziehen.

22..  BBeeggrriiffffsskklläärruunngg

• Was versteht man im Forschungsbereich unter „Pro-
grammförderung“?

Hier ist zunächst festzuhalten, dass es keine offiziell autori-
sierte, allgemeinverbindliche Definition von „Programmför-
derung“ gibt. Im Allgemeinen fasst man darunter das von
staatlichen oder auch nichtstaatlichen Mittelgebern der
scientific community unterbreitete Angebot, für bestimmte
Bereiche der Forschung unter bestimmten Voraussetzungen
und nach festgelegten Verfahren für einen befristeten Zeit-
raum in einem bestimmten Umfang Mittel zu vergeben. 
Programmförderung versteht sich daher üblicherweise als
Ergänzung zur staatlichen oder privaten Grundfinanzierung
von Forschung treibenden Institutionen über zugewiesene
Budgets (Prinzip der „Zusätzlichkeit").

Die Mittelvergabe erfolgt auf Antrag und damit (implizit
oder explizit) wettbewerblich nach einem vorher festgeleg-
ten Prüfverfahren auf der Basis wissenschaftlicher Begut-
achtung (z.B. über Ausschreibungen mit fixierten Aus-
schlussfristen). Mittel aus Programmförderung fallen als
„zusätzliche" Mittel unter die Kategorie der „Drittmittel".
Für das Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) sind „gezielte Förderprogramme“ ein Instrument
zur Unterstützung „innovativer Projekte und Ideen“. So hat
die Forschungsförderung laut BMBF zum Ziel, „die Entwick-
lung neuer Ideen und Technologien zu finanzieren“ (vgl.
Bundesministerium für Bildung und Forschung: Freiraum
für die Geisteswisssenschaften. Internet: bmbf.de/de/
10567.php).

• Welche anderen Möglichkeiten der Forschungsförderung
gibt es?
Die wichtigste Form der Forschungsförderung ist die bereits
erwähnte staatliche oder private Grundfinanzierung wissen-
schaftlicher Einrichtungen durch Bereitstellung von Perso-
nal- und Sachmitteln über (globalisierte oder nach Titeln
aufgeschlüsselte) Haushalte ohne näher spezifizierte inhalt-
liche Vorgaben zum Verwendungszweck (institutionelle
Förderung).
Bezogen auf die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG)
gilt das „Normalverfahren" als der Gegenpol zur Förderung
in den sog. „Koordinierten Programmen" (Sonderfor-
schungsbereiche, Schwerpunktprogramme, Forschergrup-
pen etc.). Auch die Förderung wissenschaftlicher Infrastruk-
tur (Wissenschaftliche Geräte, Literaturversorgung und In-
formationssysteme, Hilfseinrichtungen der Forschung) ließe
sich in diesem Zusammenhang gegenüber der Programm-
förderung als „andere Möglichkeit der Forschungsförde-
rung" verstehen. Auf der europäischen Ebene ist in diesem
Zusammenhang der European Research Council (ERC) zu
nennen, dessen 'Programme' themenoffen gestaltet sind
und dabei den wissenschaftlichen Nachwuchs ebenso ein-
beziehen wie etablierte Forscherinnen und Forscher (vgl.
European Commission 2007).

• Wie differenziert sich „Programmförderung" aus?
Der Begriff „Programmförderung" umfasst ein breites Spek-
trum unterschiedlichster Unterstützungsangebote. Dabei
kann es sich sowohl um Mittel der öffentlichen Hände (För-

AAxxeell  HHoorrssttmmaannnn

Steuerung  durch  Programmförderung*

Axel Horstmann

FoForschungsentwick lung

* Vorabdruck aus Webler, W.-D. (2010): Freiheit, Kontrolle und Steuerung
von Forschung. Ergebnisse des Hochschulforums Sylt 2009. Bielefeld (er-
scheint im Herbst).
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merweise verfolgten bzw. zu verfolgenden Zielen nicht wi-
derspricht.
Im Hintergrund steht dabei ein Verständnis von Wissen-
schaft, welches diese nicht mehr nur als 'interne' Angele-
genheit der scientific community begreift, sondern Wissen-
schaft mit Ansprüchen konfrontiert sieht, welche die Ge-
sellschaft berechtigterweise an sie richtet, indem sie als
Gegenleistung für die von ihr, der Gesellschaft, geleistete
Finanzierung nicht nur grundsätzliches Mitspracherecht bei
der Mittelallokation und Prioritätensetzung fordert, son-
dern von der Wissenschaft auch ganz konkrete Hilfestel-
lung bei der Lösung gesellschaftlicher Probleme erwartet.
Dieses 'neue' Wissenschaftsverständnis impliziert zugleich
die Ablösung der traditionellen Vorstellung vom „linearen
Innovationsmodell" (erkenntnisorientierte Grundlagenfor-
schung -> anwendungsorientierte Grundlagenforschung ->
Anwendungsforschung -> Umsetzung in marktfähige Pro-
dukte) und von einer unidirektionalen Innovationskaskade
zugunsten eines komplexeren Wechselwirkungsmodells
(sog. „Mode 2").
Als besondere Vorzüge der Programmförderung werden in
diesem wie auch in anderen Zusammenhängen unterstüt-
zend insbesondere ins Feld geführt:
• die Möglichkeit, zukunftsträchtige Gebiete zu identifizie-

ren und durch Anschubfinanzierung zu stärken,
• die wettbewerbliche Mittelvergabe und die damit ver-

bundene bessere Qualitätssicherung der geförderten For-
schung,

• die Rationalität der Allokationsentscheidungen angesichts
klarer, durch das jeweilige Programm vorgegebener Leis-
tungskriterien und -erwartungen,

• die damit verbundene Erhöhung der öffentlichen Wahr-
nehmung der Forschung als prinzipiell unterstützungs-
würdiges Unternehmen,

• die Möglichkeit, dadurch die Reform- und Innovations-
fähigkeit von Institutionen gegenüber Mainstream-, Be-
harrungs- und Erstarrungstendenzen gezielt zu steigern.

3.2  Einwände
Als nicht (ausschließlich) dem individuellen Erkenntnisin-
teresse der Mitglieder der scientific community und der 'Ei-
genlogik' der Wissenschaft folgende Form „externer"
Steuerung wird Programmförderung von ihren Kritikern als
Einschränkung der grundgesetzlich abgesicherten For-
schungs- und Wissenschaftsfreiheit mit Argwohn betrachtet
und tendenziell abgelehnt.
Insofern berührt sich die Diskussion um Sinn, Nutzen und
Nachteil der Programmförderung eng mit der Debatte über
(individuelle und/oder institutionelle) Forschungs- und
Wissenschaftsfreiheit. Auf den Freiheits-Diskurs kann an
dieser Stelle nicht im einzelnen eingegangen werden; eben-
sowenig auf die Entwicklung und Transformation der Idee
„freier Wissenschaft" von Aristoteles bis zur Gegenwart.
Hinzuweisen ist allerdings darauf, dass sich für diese Idee
sehr unterschiedliche, z.T. einander widersprechende Be-
gründungen angeben lassen und im Laufe der Geschichte
dieser Idee auch ins Feld geführt worden sind.
Unterstellt wird dabei von den Kritikern der Programmför-
derung, dass im o.a. Sinne frei betriebene, d.h. ausschließ-
lich der wissenschaftlichen Neugier und dem 'natürlichen'
individuellen Erkenntnisinteresse folgende Forschung im
Zusammenspiel der scientific community über das nötige

derprogramme von Ministerien, Behörden und staatlich fi-
nanzierten Organisationen) als auch um private Mittel (von
Stiftungen oder anderen privaten Geldgebern) handeln.
Die Zweckbestimmung kann ebenfalls breit variieren und
beispielsweise themen-, fachgebiets- oder personenbezo-
gen, zielgruppenspezifisch, strukturell, instrumentell oder
regional ausgerichtet sein. So vergibt beispielsweise das
BMBF Fördergelder „in einem breiten Forschungsspektrum.
Es reicht von der naturwissenschaftlichen Grundlagenfor-
schung, umweltgerechter nachhaltiger Entwicklung, neuen
Technologien, Informations- und Kommunikationstechno-
logien, Lebenswissenschaften, Arbeitsgestaltung, struturel-
ler Forschungsförderung an Hochschulen bis Innovations-
förderung und Technologietransfer“. Dies schließt laut
BMBF ausdrücklich auch die Geisteswissenschaften ein (vgl.
Bundesministerium für Bildung und Forschung: Freiraum
für die Geisteswisssenschaften. Internet: bmbf.de/de/
10567.php).
Dasselbe gilt für die Formen der Bekanntgabe (z.B. über
Anzeigen, Ausschreibungen etc.), der Antrags-, Begutach-
tungs- und Entscheidungsmodalitäten, der Abwicklung der
Förderung sowie der Verwendungs- und Ergebniskontrolle.

33..  ZZwwiisscchheenn  FFoorrsscchhuunnggssffrreeiihheeiitt  uunndd  
WWiisssseennsscchhaaffttsssstteeuueerruunngg

3.1  Begründungen
Ihre Legitimation bezieht Programmförderung in aller Regel
aus der Wahrnehmung eines Defizits in der Entwicklung der
Wissenschaft/Forschung, das dann zum Ausgangspunkt für
entsprechende Förderüberlegungen bei möglichen (Dritt-)
Mittelgebern wird (Legitimation über Defizit-Befund). Die-
ses Defizit kann wissenschaftsinterner Art sein, sofern be-
stimmte Forschungsbereiche und Aufgabenfelder trotz ihrer
wissenschaftlichen Bedeutung - absolut oder im (interna-
tionalen) Vergleich - unzureichend bearbeitet erscheinen;
es kann sich aber auch wissenschaftsextern darstellen, so-
fern es für gesellschaftliche, politische oder wirtschaftliche
Probleme an der für deren Bewältigung nötigen wissen-
schaftlichen Expertise fehlt.
Die Ursachen für solche (tatsächlichen oder vermeintlichen)
Defizite können vielfältig sein. Eine maßgebliche Rolle
spielt die (sich verschärfende) generelle Ressourcenknapp-
heit, welche finanzielle Hilfsmaßnahmen in Form entspre-
chender Programme dringlich oder sogar unabdingbar er-
scheinen lässt. 
In beiden Defizit-Varianten wird aus dem (tatsächlichen
oder vermeintlichen, selbstverschuldeten oder extern, etwa
durch generellen Ressourcenmangel, verursachten) 'Versa-
gen' der Selbststeuerung der scientific community die Be-
rechtigung zum „externen" Eingriff ins Wissenschaftssystem
im Sinne einer Steuerungskorrektur abgeleitet. Unterstellt
wird dabei sowohl eine entsprechende (übergreifende) Be-
urteilungskompetenz bei denen, die als potenzielle Mittel-
geber und Anbieter von Programmförderung solche Defizi-
te konstatieren (Legitimation über Expertise), als auch die
prinzipielle Legitimität einer (öffentlichen oder privaten)
Einflussnahme auf die Entwicklung von Wissenschaft und
Forschung durch zusätzliche Mittel – dies dann allerdings
üblicherweise mit der Maßgabe, dass sie dem wohlverstan-
denen Eigeninteresse der Wissenschaft und ihrer Vertre-
ter/innen sowie den von ihr/ihnen sinnvoller- und legiti-

A.  Horstmann  � Steuerung  durch  ProgrammförderungFo
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Selbststeuerungspotenzial verfügt und sich gegenüber einer
dominant extern, d.h. über Angebote der Programmförde-
rung gesteuerten Forschung auch als insgesamt leistungs-
fähiger erweisen wird - jedenfalls „in the long run". Zur Be-
gründung pflegt man dann gern auf die 'Erfahrung der Ge-
schichte' zu verweisen. Allerdings spielt hier offenkundig
auch so etwas wie (wissenschafts)geschichtsphilosophi-
sches Vertrauen in das positive Wirken einer „invisible
hand" hinein - vergleichbar dem wirtschaftsliberalen Ver-
trauen in die Leistungsfähigkeit und die Selbststeuerungs-
kräfte des „Marktes".
Vorausgesetzt wird von den Verfechtern einer von jeglicher
externen Steuerung „freien" Forschung auch, dass diese als
solche entweder überhaupt keine schädlichen Wirkungen
entfaltet oder aber vor solchen Wirkungen durch das Ver-
antwortungsbewusstein und die ethische 'Imprägnierung'
der Wissenschaftler/innen bzw. durch wissenschaftsinterne
Kontrollmechanismen bewahrt wird und werden kann.
Schädlich sei nicht die wissenschaftliche Forschung selbst,
sondern die wissenschaftsexterne Anwendung. Und dafür
trügen andere die Verantwortung. In diesem Zusammen-
hang folgt dann vielfach der Hinweis auf Artikel 5 GG Ab-
satz 3 Satz 1: „Kunst und Wissenschaft, Forschung und
Lehre sind frei."
Andererseits erachtet man die Inanspruchnahme öffentli-
cher Mittel für individuelle Erkenntnisinteressen insofern
als prinzipiell legitim, als deren Verfolgung ja - so die Er-
wartung - über kurz oder lang, auf welche Weise und wie
vermittelt auch immer der Allgemeinheit wieder zugute
komme. 
Zu den 'klassischen' Einwänden gegen Programmförderung
in der Forschung gehört auch die (Gegen-)These, dass ent-
sprechende Angebote tendenziell eher zu Einbußen an wis-
senschaftlicher Exzellenz führten, da nicht mehr ausschließ-
lich freies wissenschaftliches Erkenntnisstreben die Ent-
wicklung bestimme und wissenschaftliche Qualität das all-
lein entscheidende Prüf- und Bewertungskriterium für For-
schungsvorhaben bilde, sondern sekundäre Motive (z.B. fi-
nanzieller Art) die Oberhand bekämen und vorrangig die
Passfähigkeit für das jeweils angesprochene Programm über
die Mittelvergabe entscheide. Ein in die gleiche Richtung
zielender Vorbehalt betrifft die (behauptete) Anfälligkeit
von Förderprogrammen gegenüber gängigen Schlagworten
und modischen Trends. Mit kritischem Unterton genannt
werden in diesem Zusammenhang namentlich: Interdiszi-
plinarität, Internationalität, Projektförmigkeit, Relevanz
und Anwendbarkeit.
In Frage stellt man dabei überdies und ganz grundsätzlich
Kompetenz und Legitimation der 'Programm-Macher'
sowie derer, die - als „Externe" - über die Mittelvergabe
(mit)entscheiden. Dabei ist dann vielfach vom Spannungs-
verhältnis zwischen den „bürokratischen Verwaltungsstä-
ben" einerseits und der scientific community andererseits
die Rede. Damit einher geht nicht selten der Vorwurf der
(vorgeblichen) Intransparenz der Vergabeverfahren und 
-kriterien, insbesondere soweit es EU-Programme betrifft.
In diesem Zusammenhang rücken dann auch die Begutach-
tungsverfahren ins Blickfeld der Kritik: Ganz abgesehen von
der oft als intransparent monierten Auswahl der Gutachter
durch die für die jeweiligen Förderangebote Verantwortli-
chen seien Gutachter im Rahmen von Förderprogrammen

in signifikant höherem Maße dem Einfluss fach- und sach-
fremder Argumente ausgesetzt als in einem von Programm-
vorgaben freien Setting.
Ebensowenig dürfe man – so die Kritiker der Programmför-
derung – deren (mögliche) negative Nebenfolgen überse-
hen. So sei beispielsweise die stellenmäßig kaum abzufe-
dernde 'Überproduktion' von wissenschaftlichem Nach-
wuchs nicht zuletzt auf entsprechende (Über-)Angebote
der Programmförderung (z.B. für Doktoranden/innen)
zurückzuführen.
Schließlich wird bezweifelt, dass Programmförderung über-
haupt die ihr zugedachte korrigierende Steuerungsfunktion
erfüllen kann. Dabei verweist man mit Vorliebe auf die
Geisteswissenschaften und namentlich die „Kleinen
Fächer", die bei der Programmförderung regelmäßig zu kurz
kämen und deren ohnehin schon prekäre Lage sich dadurch
eher noch verschärfe.
Verschlimmert werde all das zuguterletzt noch dadurch,
dass die Höhe der im Rahmen von Förderprogrammen ein-
geworbenen Mittel überdies als eigenständiger und nicht
selten sogar dominanter Leistungsindikator fungiere. Das
verleihe der Programmförderung zusätzliche, allerdings
höchst fragwürdige Attraktivität, forciere ihre Ausweitung
(oft zum Nachteil der Grundfinanzierungsmittel) und ver-
schärfe damit natürlich auch die mit ihr ohnenin schon ver-
bundenen Probleme, Risiken und Folgelasten.

3.3  Beispiele  aus  der  Förderpraxis
Um eine Vorstellung von den finanziellen Größenordnun-
gen zu vermitteln und die Programmförderung in ihren fi-
nanziellen Dimensionen besser gewichten zu können, mag
zunächst der Hinweis helfen, dass die Gesamtausgaben für
„Forschung und Entwicklung (FuE)" 2006 laut Statistischem
Jahrbuch 58,9 Mrd. Euro betrugen; davon wurden etwa
zwei Drittel von der Wirtschaft aufgebracht (Statistisches
Jahrbuch 2009 für die Bundesrepublik Deutschland, S. 158.
Das Gesamtbudget für Bildung, Forschung und Wissen-
schaft belief sich danach auf 196,6 Mrd. Euro). Auch wenn
es reizvoll wäre, dies detaillierter auszuführen und aufzu-
schlüsseln, kann und soll an dieser Stelle kein flächen-
deckender Überblick über das gesamte Spektrum der den
Forscherinnen und Forschern in Deutschland angebotenen
Programmförderung versucht werden. Vielmehr geht es
hier lediglich um eine Typisierung und vor allem um eine
Differenzierung dessen, was sich hinter diesem Begriff
tatsächlich verbirgt. So ist die folgende Aufstellung - was
die Anbieter betrifft - exemplarisch zu verstehen. Dabei er-
gibt sich mit Blick auf Programmförderung folgendes Bild:

Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF)
Der Haushalt des BMBF für das Jahr 2009 hatte ein Volumen
von 10,2 Mrd. Euro. Darin waren für Projektförderung 3,5
Mrd. Euro enthalten (Vgl. www.bmbf.de/de/96.php). Ge-
nannt werden in diesem Zusammenhang folgende Bereiche:
• Neue Technologien (Informations- und Kommunikati-

onstechnologien, Werkstoffinnovationen, Nanotechno-
logie, optische sowie Produktions- und Fertigungs-
technologien),

• Lebenswissenschaften (Biowissenschaften und Gesund-
heitsforschung, innovative Arbeitsgestaltung und innova-
tive Dienstleistungen),
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• Geisteswissenschaften
>  Situation und Perspektiven der Geisteswissenschaften

in Deutschland
>  Verbesserung der internationalen Zusammenarbeit in

den Geisteswissenschaften
>  Kultur und Geschichte
>  Geisteswissenschaften im Dialog
>  Neue naturwissenschaftliche Methoden und Techno-

logien in den Geisteswissenschaften
>  Übersetzungsfunktion der Geisteswissenschaften
>  Wechselwirkungen zwischen Natur- und Geisteswis-

senschaften1,
• Genderforschung.2

Andere Bundesministerien
Innerhalb der Etats anderer Bundesministerien werden res-
sortbezogene Förderprogramme (z.B. zu Umwelt, Klima,
Gesundheit, Sicherheit, Arbeit u.ä.) angeboten.

Ministerien der Länder
Die ressortbezogenen Förderprogramme entsprechen der
Struktur nach den Förderangeboten auf Bundesebene.

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG)
Im Jahr 2008 betrug ihr Fördervolumen 2,04 Mrd. Euro.
Davon entfielen auf die „Allgemeine Forschungsförderung"
0,81 Mrd. Euro. 
Finanzielle Unterstützung wurde insgesamt in folgenden
Bereichen angeboten:
• Einzelförderung im Normalverfahren

>  Einzelförderung / Sachbeihilfe (mit Publikationsförde-
rung)

>  Kurzlehrgänge und Ferienkurse
>  Klinische Studien
>  Reinhart Koselleck-Projekte,

• Koordinierte Programme
>  Schwerpunktprogramme
>  Forschergruppen
>  Klinische Forschergruppen
>  Sonderforschungsbereiche
>  DFG-Forschungszentren
>  Geisteswissenschaftliche Zentren
>  Exzellenzinitiative
>  Graduiertenkollegs
>  Internationale Graduiertenkollegs,

• Wissenschaftliche Infrastruktur
>  Wissenschaftliche Literaturversorgungs- und Informa-

tionssysteme
> Wissenschaftliche Geräte – Informationstechnik (Groß-

geräteförderung)
>  Hilfseinrichtungen der Forschung,

• Wissenschaftliche Veranstaltungen und Kontakte
>  Internationale wissenschaftliche Veranstaltungen
>  Rundgespräche und Kolloquien
>  Gastprofessuren (Mercator-Programm),

• Nachwuchsförderung
>  Forschungsstipendien
>  Finanzierung der eigenen Stelle
>  Emmy Noether-Programm
>  Heisenberg-Programm
>  Wissenschaftliche Netzwerke

>  NIH/DFG Research Career Transition Awards Program,
• Wissenschaftliche Preise

>  Gottfried Wilhelm Leibniz-Programm
>  Heinz Maier-Leibnitz-Preis
>  Albert Maucher-Preis
>  Bernd Rendel-Preis
>  Ursula M. Händel-Tierschutzpreis
>  von Kaven-Preis
>  Communicator-Preis
>  Eugen und Ilse Seibold-Preis
>  Kopernikus-Preis
>  EURYI Award,

• Förderinitiativen
>  Förderinitiative „Forschergruppen in der Empirischen

Bildungsforschung"
>  Förderinitiative Geisteswissenschaften,

• Projektgruppen
>  Medizintechnik
>  Effiziente Energie-Wandlung, -Speicherung und -Nut-

zung,
• Internationale Zusammenarbeit.

Private Förderer - am Beispiel der VolkswagenStiftung
Im Jahr 2009 betrug das Fördervolumen der Volkswagen-
Stiftung 101,4 Mio Euro. Davon entfielen auf die allgemei-
ne Forschungsförderung 45,4 Mio Euro, auf das Nieder-
sächsisches Vorab 56,0 Mio Euro. 
Das Förderangebot der VolkswagenStiftung gliedert sich
derzeit in fünf Bereiche (Stand: Dezember 2009):

Struktur- und personenbezogene Förderung
• Lichtenberg-Professuren,
• Schumpeter-Fellowships für den Hochschullehrer- und

Führungsnachwuchs in den Wirtschafts-, Sozial- und
Rechtswissenschaften,

• Pro Geisteswissenschaften (Dilthey-Fellowships / Opus
Magnum),

• Fellowships für Postdoktoranden und -doktorandinnen
aus den Geisteswissenschaften am Humanities Center der
Harvard University,

• Hochschule der Zukunft: Bologna - Zukunft der Lehre,
• Symposien und Sommerschulen.

Auslandsorientierte Initiativen
• Wissen für morgen - Kooperative Forschungsvorhaben im

sub-saharischen Afrika,
• Zwischen Europa und Orient-Mittelasien/Kaukasus im

Fokus der Wissenschaft,
• Dokumentation bedrohter Sprachen.

Thematische Impulse
• Integration molekularer Komponenten in funktionale ma-

kroskopische Systeme,

1 Laut BMBF versteht sich die „forschungspolitische Initiative für die Geis-
teswissenschaften“ als „ein Angebot an die Geisteswissenschaften, an der
Suche nach Lösungsansätzen für zentrale gesellschaftlich-kulturelle Fragen
mitzuwirken. Sie sollen darin unterstützt werden, Beiträge zur Selbstver-
ständigung einer Gesellschaft über ihre Vergangenheit, Gegenwart und
Zukunft zu leisten“ (vgl. www.bmbf.de/de/1442.php).

2 „Ziel der Förderung im Bereich Chancengleichheit/Genderforschung ist es,
die Chancengleichheit von Frauen und Mödchen in Bildung und For-
schung zu verwirklichen“; vgl. ebd.
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• Neue konzeptionelle Ansätze zur Modellierung und Simu-
lation komplexer Systeme,

• Evolutionsbiologie.

Gesellschaftliche und kulturelle Herausforderungen
• Zukunftsfragen der Gesellschaft - Analyse, Beratung und

Kommunikation zwischen Wissenschaft und Praxis (Indi-
viduelle und gesellschaftliche Perspektiven des Alters; Eu-
rope and Global Challenges),

• Schlüsselthemen der Geisteswissenschaften - Programm
zur Förderung fachübergreifender und internationaler Zu-
sammenarbeit,

• Deutsch plus - Wissenschaft ist mehrsprachig,
• Forschung in Museen.

Offen - für Außergewöhnliches
• Außergewöhnliches,
• Wissenschaft - Öffentlichkeit - Gesellschaft,
• European Platform for Life Sciences, Mind Sciences, and

the Humanities.

Europäische Union
Das 7. Rahmenprogramm (FRP 7) umfasst für den Zeitraum
von 2007 bis 2013 ein Finanzvolumen von rund 53,3 Mrd.
Euro. Es untergliedert sich in die Bereiche:
• Zusammenarbeit 32,4 Mrd. Euro,
• Ideen 7,5 Mrd. Euro,
• Menschen  4,8 Mrd. Euro,
• Kapazitäten 4,1 Mrd. Euro,
• Euratom u.a.  4,5 Mrd. Euro.

In diesem Budget sind 7,5 Mrd. Euro enthalten für themen-
offene Programme, die der Zuständigkeit des „European
Research Council (ERC)" unterliegen. Sie differenzieren sich
in „Starting Independent Researcher Grants” (für Nach-
wuchswissenschaftler/innen) und „Advanced Investigator
Grants“ (für etablierte Wissenschaftler/innen).

3.4  Folgerungen
Unter den gegenwärtigen Rahmenbedingungen ist Pro-
grammförderung als Ergänzung der (tendenziell knapper
werdenden) Grundfinanzierungsmittel für die Forschung in
Deutschland unverzichtbar. Vorstellungen von einer aus-
schließlich intern, d.h. auf Basis ausreichender Etatmittel al-
lein individuellen Erkenntnis- und Karriereinteressen fol-
genden Forschung erscheinen vor diesem Hintergrund als
naiv, nostalgisch, auf alle Fälle überholt und realitätsfern. In
der Sache liefe dies auf gänzlich ungesteuerte, gleichsam
`naturwüchsige´ Forschungsförderung hinaus, die weit hin-
ter internationalen Standards zurückbliebe und den Wis-
senschaftsstandort Deutschland nachhaltig schwächen
würde. Demgegenüber gilt: 

„Von der Gestaltung der Forschungsförderung hängt es
ab, ob die Wissenschaft in Deutschland in der Lage ist,
eine internationale Spitzenstellung in Teilbereichen der
Forschung zu erringen und zu behaupten, neue Fra-
gestellungen zu entwickeln und für ihre Bearbeitung ein
neues Methoden- und Theorienrepertoire zu entwickeln
oder zukunftsträchtige, jedoch strukturell schwache Be-
reiche der Forschung zu stärken" (Wissenschaftsrat
2003, S. V f.).

Die angebotenen Förderprogramme weisen ihrerseits eine
solche Breite und Vielfalt auf, dass sich für nahezu jeden In-
teressenten Anknüpfungsmöglichkeiten bieten. So be-
schränkt sich Programmförderung keineswegs, wie oft be-
hauptet, auf Angebote mit engen thematischen Vorgaben,
sondern umfasst ebensosehr - und in weit größerem Um-
fang - themenoffene Förderinitiativen, die sich beispiels-
weise auf bestimmte Zielgruppen (z.B. wissenschaftlicher
Nachwuchs auf unterschiedlichen Karrierestufen), Fächer
oder Fächergruppen (Geisteswissenschaften, klinische For-
schung, Bio- und Lebenswissenschaften o.ä.), Regionen
(z.B. Afrika, Mittelasien/Kaukasus), (infra)strukturelle Ziele
(wissenschaftliche Kommunikation, Literaturversorgung,
Gerätebeschaffung, neue Professuren u.ä.) oder auch auf
bestimmte Institutionen (Startfinanzierungen von For-
schungsinstituten, Förderung von Museen, Archiven und
Bibliotheken u.ä.) konzentrieren. 
Kritik an einseitiger Bevorzugung bestimmter Themen und
einer daraus resultierenden (Fehl-)Steuerung der Forschung
entbehren angesichts dieser Angebotsfülle und -vielfalt
einer triftigen Begründung. Insoweit ist Programmförde-
rung auch mit der Forderung nach freier, erkenntnisorien-
tierter Forschung durchaus vereinbar. 
Voraussetzung für ein leistungsfähiges Wissenschaftssystem
ist allerdings – auch dies bleibt festzuhalten – ein ausgewo-
genes Verhältnis von institutioneller Grundfinanzierung der
Forschung treibenden Institutionen einerseits und (zusätzli-
cher) Programmförderung andererseits im Sinne einer pro-
duktiven Komplementarität. Dies gilt umso mehr, als Bewer-
bungen im Rahmen einer Programmförderung ohne konkur-
renzfähige Grundausstattung in aller Regel chancenlos sind.
Um diese produktive Komplementarität zu erhalten, darf
Programmförderung daher keinesfalls auf Kosten der not-
wendigen Grundfinanzierung gehen. Vielmehr muss diese
ihrerseits so bemessen sein, dass sich Forschungsinstitutio-
nen realistische Chancen im Wettbewerb um zusätzliche
Mittel aus der Programmmförderung ausrechnen können. 
Das wachsende Angebot an Programmförderung und deren
zunehmende Vielfalt legt es nahe, über Möglichkeiten einer
kreativen Koordination nachzudenken, um Dopplungen
ebenso zu vermeiden wie dauerhafte „weiße Flecken" auf
der Landkarte der Forschung und Forschungsförderung. In-
sofern erscheint die schon 2003 vom Wissenschaftsrat er-
hobene Forderung nach einer „strategischen Forschungsför-
derung" - möglicherweise unter Einschluss des in diesem
Zusammenhang vorgeschlagenen „Forums für Forschungs-
förderung" – durchaus bedenkenswert . 
Generell gilt, dass die Entwicklung von Förderprogrammen
unter substanzieller Beteiligung aller wichtigen 'Stakehol-
der' und Akteure und in engem Zusammenwirken insbe-
sondere mit der scientific community selbst erfolgen muss.
Dabei ist auch das legitime Mitspracherecht gesellschaftli-
cher Akteure zu respektieren. Angesichts der Komplexität
dieses Zusammenspiels sind Transparenz bei der Prioritä-
tensetzung und Vertrauen zwischen den beteiligten Akteu-
ren Erfolgsbedingungen der Forschungs- und Wissen-
schaftsförderung.
Programmförderung selbst muss den fairen Wettbewerb
um Forschungsmittel stärken, thematisch möglichst offen
gestaltet sein, Spielräume für risikoreiche Forschung eröff-
nen und explorativen, unkonventionellen Vorhaben ebenso
eine Chance geben wie jungen, besonders qualifizierten
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Forscherinnen und Forschern, die sich ihren Platz in der
scientific community erst noch sichern müssen. In diesem
Sinne „risikoreiche“ Forschung zu fördern impliziert freilich
immer Unsicherheit und verlangt auf Seiten der Mittelgeber
die Bereitschaft, gegebenenfalls auch Misserfolge zu tole-
rieren und dann auch all denen mit Entschiedenheit entge-
genzutreten, die behaupten, es schon immer besser ge-
wusst zu haben: Wer nur Erfolge sehen will und nicht
grundsätzlich bereit ist, auch Enttäuschungen in Kauf zu
nehmen, sollte sich vom „Risiko“ als Leitbegriff der For-
schungsförderung ehrlicherweise verabschieden.
Ob und inwieweit es mithilfe der Programmförderung ge-
lingt, das „Matthäus-Prinzip" zu überwinden, hängt zum
einen von der Gestaltung der Vergabebedingungen, zum
anderen von der Bereitschaft der Gutachter und Entschei-
der ab, solche Risiken im Einzelfall tatsächlich einzugehen.
Automatismen gibt es auch hier nicht, weder im Positiven
noch im Negativen. Ganz außer Frage steht freilich, dass
Programmförderung als solche für private wissenschaftsför-
dernde Stiftungen angesichts ihrer vergleichsweise be-
grenzten finanziellen Leistungskraft als gezielte Schwer-
punktsetzung ohne ernsthafte Alternative ist - nicht zuletzt
auch um das Verhältnis von Antrags- und Bewilligungsvolu-
men in einem für Antragsteller kalkulierbaren Rahmen zu
halten. Übergreifendes Ziel muss bei alledem sein, zukunft-
strächtige Forschungsbereiche zu identifizieren und durch
entsprechende Anschubfinanzierungen jene Vorreiterfunk-
tion zu erfüllen, die private Stiftungen für sich in Anspruch
nehmen und auch nehmen sollten.

44..  FFaazziitt

• Programmförderung ist unverzichtbarer Bestandteil des
gegenwärtigen Wissenschafts- und Wissenschaftsförde-

rungssystems. Sie bietet gerade privaten wissenschaftsför-
dernden Stiftungen Erfolg versprechende Möglichkeiten,
sich als gestaltender Partner der Wissenschaft und als „Fa-
cilitator of Change“ zu profilieren.

• Programmförderung ist nicht gleichzusetzen mit Auftrags-
forschung, sondern eröffnet der angesprochenen scienti-
fic community im jeweils gegebenen Rahmen die Mög-
lichkeit, ihre eigenen inhaltlichen und methodischen In-
teressen unverkürzt zur Geltung zu bringen. 

• Der Erfolg jeglicher Programmförderung hängt nicht zu-
letzt davon ab, ob es den Anbietern gelingt, Kommunika-
tion, Kooperation und Konkurrenz auf und zwischen den
verschiedenen Ebenen, zwischen Akteuren, Stakeholdern
und Institutionen in Einklang zu bringen. 

• Mit der klugen Gestaltung von Strukturen und Prozessen
ist es auch hier nicht getan; auch hier kommt es letztlich
auf die handelnden Personen und auf ihre Fähigkeit und
Bereitschaft an, solche Strukturen und Prozesse mit Geist
und Leben zu erfüllen.
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Kooperationen  in  der  Forschung  sind  insbesondere  im  Zuge
der  Profilbildung  der  Universitäten,  die  auf  eine  Schwer-
punktsetzung  auf  einige  wenige  Forschungsfelder  hinaus-
läuft,  gefragt.  Aktuell  wird  dieser  Prozess  zudem  durch  die
Exzellenzwettbewerbe  von  Bund  und  Ländern  stark  forciert
(vgl.  Leibfried  2010;  Bloch/Keller/Lottmann/Würmann
2008;  Hornbostel/Simon/Heise  2008).  Um  in  diesem  staat-
lich  organisierten  Wettbewerb  zu  bestehen,  werden  Uni-
versitäten  zur  Zusammenarbeit  mit  außeruniversitären  For-
schungseinrichtungen  aufgefordert,  die  bis  zur  Fusion  der
beteiligten  Einrichtungen  reichen  kann.  Das  „neue  Zauber-
wort“  –  so  Hornbostel  und  Simon  (2010,  S.  27)  –  heißt  Ko-
operation.  So  widersprüchlich  es  klingen  mag:  Eine  Ver-
schärfung  der  Konkurrenz  bedingt  auch  den  Ausbau  von
kooperativen  Beziehungen,  weil  sich  Koalitionsbildungen
mit  rivalisierenden  Parteien  als  Wettbewerbsvorteil  erwei-
sen  können.  Angetrieben  wird  dieser  Prozess  von  der  Vor-
stellung,  dass  Forschung  nur  ab  einer  kritischen  Masse  an
Ressourcen  tatsächlich  konkurrenzfähig  sein  kann.  
Die  Strukturen  und  Formen  der  Kooperation  in  der  Wissen-
schaft  sind  das  Thema  des  Beitrags.  Konkreter  Gegenstand
ist  die  Zusammenarbeit  von  Universitäten  mit  außeruniver-
sitären  öffentlich  finanzierten  Forschungseinrichtungen.  Zu
diesen  zählen  in  erster  Linie  die  Institute  der  vier  großen
außeruniversitären  Forschungsorganisationen:  der  Fraunho-
fer-GGesellschaft,  der  Helmholtz-GGemeinschaft,  der  Wissen-
schaftsgemeinschaft  Gottfried  Wilhelm  Leibniz  und  der
Max-PPlanck-GGesellschaft.  Ferner  pflegen  die  Universitäten
Kooperationen  mit  privaten  Firmen,  mit  Ressortforschungs-
einrichtungen,  Stiftungen,  Einrichtungen  in  nichtstaatlicher
Trägerschaft  u.ä.  Ein  besonderes  Kooperationsverhältnis
besteht  zwischen  den  Universitäten  und  ihren  An-IInstitu-
ten,  die  zumeist  eine  privatrechtliche  Trägerschaft  (in  der
Regel  mit  gemeinnütziger  Ausrichtung)  aufweisen,  aber  als
Institut  an  der  jeweiligen  Universität  mit  dieser  in  einem
besonderen  Vertragsverhältnis  stehen.  Im  Zentrum  des  Bei-
trags  steht  allerdings  die  Zusammenarbeit  mit  den  genann-
ten  großen  außeruniversitären  Forschungsorganisationen
(vgl.  Braun  1995;  Braun  2001;  Hohn  2010;  Polt  u.a.  2010;
BMBF  2010).
Der  Aufsatz  besteht  aus  drei  Abschnitten.  In  der  hochschul-
politischen  Diskussion  herrscht  nahezu  Einigkeit  darüber,
dass  die  Kooperation  zwischen  Forschungseinrichtungen,

insbesondere  zwischen  Universitäten  und  außeruniver-
sitären  Forschungseinrichtungen  zu  intensivieren  sei.  Die
entsprechenden  Argumente  sollen  im  ersten  Abschnitt
nachvollzogen  werden.  Im  zweiten  Abschnitt  werden  die
verschiedenen  neuartigen  Kooperationsformen,  die  von
Seiten  der  großen  außeruniversitären  Forschungsorganisa-
tionen  entwickelt  wurden,  kurz  vorgestellt.  Im  dritten  Ab-
schnitt  werden  dann  die  neuartigen  sowie  die  bestehenden
Kooperationsformen  in  typische  Muster  unterteilt.

11..  AAllllggeemmeeiinnee  hhoocchhsscchhuullppoolliittiisscchhee  AArrgguummeennttee
uunndd  EEmmppffeehhlluunnggeenn  zzuurr  KKooooppeerraattiioonn

IIn diesem Abschnitt sollen zum einen die für die derzeitige
hochschulpolitische Diskussion kennzeichnenden Argu-
mente gesammelt werden, die für einen verstärkten Ausbau
der Kooperation zwischen Universitäten und außer-
universitären Forschungseinrichtungen sprechen. Zum an-
deren soll ein Ausblick auf die Struktur und strategische
Ausrichtung der Zusammenarbeit gegeben werden.

1.1  Argumente  für  mehr  Kooperation
Kooperationen zwischen Universitäten und außeruniver-
sitären Forschungseinrichtungen hat es in der Bundesrepu-
blik schon immer gegeben, etwa bei gemeinsamen Beru-
fungen und Promotionsverfahren, bei Forschungsprojekten
oder bei der Nutzung von Geräten und Bibliotheken. Aber
dabei wurden die jeweiligen Domänengrenzen, hinter
denen auch unterschiedliche Finanzierungsmodi stehen,
stets genau respektiert (vgl. Braun 1995; Braun 2001; Hohn
2010). Die Diskussionslage hat sich aber mittlerweile deut-
lich geändert, insbesondere seit der Veröffentlichung des
Berichts einer internationalen Expertenkommission zur Sys-
temevaluation der Max-Planck-Gesellschaft und der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft (DFG) im Jahr 1999 (Inter-
nationale Kommission 1999). Die Gutachter nahmen in
ihrem Bericht ausdrücklich auch Bezug auf die Universitä-
ten. Die verstärkte institutionenübergreifende Vernetzung
von Universitäten und außeruniversitären Forschungsein-
richtungen war eine der Kernforderungen des Kommis-
sionsberichts. Sie ist mittlerweile fast zum hochschulpoliti-
schen Gemeingut geworden und findet sich in zahlreichen
Stellungnahmen und Memoranden von Fachpolitikern und

MMaarrttiinn  WWiinntteerr  &&  RReeiinnhhaarrdd  KKrreecckkeell

Wettbewerbsfähigkeit  durch  Kooperation?
Zur Zusammenarbeit von 
Universitäten und außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen

Reinhard KreckelMartin Winter
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Ministeriumsvertretern, aber auch von Beratungseinrich-
tungen und Wissenschaftsorganisationen (wie insbesondere
dem Wissenschaftsrat und der Hochschulrektorenkonfe-
renz) regelmäßig wieder. Im Einzelnen sprechen vor allem
folgende Gründe für eine Intensivierung der Zusammenar-
beit: 
• Technische Großgeräte befänden sich häufig in Besitz der

außeruniversitären Einrichtungen; eine gemeinsame Nut-
zung durch Wissenschafter aus Universitäten und außer-
universitären Forschungseinrichtungen laste die Gerät-
schaften besser aus. Insbesondere die Universitätsseite
profitiere von einer derartigen gemeinsamen Nutzung.
Die Großgeräte dienten zudem auch als Plattformen des
wissenschaftlichen Austausches und der Kooperation
über institutionelle Grenzen hinweg. 

• In der Konkurrenz um Forschungsmittel könne die Zu-
sammenarbeit und Vernetzung helfen, die Konkurrenz-
fähigkeit beider Seiten zu stärken, um den Wettbewerb
um Ressourcen erfolgreich zu bestehen – wie in der Exzel-
lenzinitiative des Bundes und der Länder (siehe:
http://www.gwk-bonn.de/index.php?id=194*) auch ge-
schehen.

• Die Forschungsförderprogramme, die ein gewisses Volu-
men überschreiten und auf mehr als nur drei Jahre be-
grenzt sind, wie beispielsweise die Forschungszentren
bzw. Forschungscluster und Sonderforschungsbereiche
der DFG, setzten eine gewisse Größe der Antragsteller
voraus. Kooperierende Einrichtungen erreichten eher
diese geforderte bzw. erforderliche „kritische Masse“.
Dies sei insbesondere relevant bei Großforschungsprojek-
ten mit großem Ressourceneinsatz. 

• Nur durch eine Zusammenarbeit von einzelnen Fakultäten
bzw. Instituten der Universitäten mit außeruniversitären
Forschungseinrichtungen sei Schwerpunktbildung und
Profilbildung der Universität möglich, ohne dass diese
gravierend auf Kosten der anderen Fächer gehe.

• Die Zusammenarbeit helfe, strukturelle Engpässe der Uni-
versitäten, die der Unterfinanzierung und den daraus re-
sultierenden mangelnde Ressourcen (Geld, Zeit, Stellen)
geschuldet sind, auszugleichen – nicht nur in der For-
schung, sondern auch in der Lehre und Nachwuchsförde-
rung. Die strukturell, das heißt insbesondere finanziell
weniger gut ausgestatteten Universitäten profitierten
durch die Zusammenarbeit hinsichtlich der besseren tech-
nischen und finanziellen Ausstattung der Forschungsein-
richtungen. Die außeruniversitären Einrichtungen ver-
dankten wiederum der Zusammenarbeit mit den Hoch-
schulen Vorteile bei der Rekrutierung und Ausbildung
ihrer jungen Wissenschaftler. Nicht zuletzt dadurch ent-
stehe für beide Seiten eine Win-Win-Situation; beide Ein-
richtungen können also von einer Zusammenarbeit profi-
tieren (vgl. Hüttl/Webler 2008 und Benz 1998).

• Insgesamt sei auf dem Gebiet der Nachwuchsförderung
und der Durchlässigkeit der Wissenschaftlerkarrieren
dringend eine engere Zusammenarbeit geboten, da ein
beträchtlicher Teil der forschungsintensiven Promotionen
und Habilitationen de facto an außeruniversitären Institu-
ten betreut würden.

Anzumerken ist allerdings, dass diese Argumente vielfach
gar nicht mehr explizit ausgesprochen werden, da Koopera-

tionen zwischen Universitäten und außeruniversitären Ein-
richtungen im beschriebenen Sinne in der Regel per se für
gut befunden und empfohlen werden. Mögliche Reibungs-
verluste und Eifersüchteleien zwischen den beteiligten Ein-
richtungen und ihren Akteuren werden dabei selten thema-
tisiert. 
Von den faktischen und geplanten Kooperationen hängt
häufig auch ein positives Gutachtervotum bei Evaluationen
und Akkreditierungen maßgeblich ab (vgl. Hornbostel/
Simon 2010, S. 27). Dies gilt sowohl für die Universitäten
als auch die außeruniversitären Forschungseinrichtungen,
die durch externe Gutachter durchaus zur Kooperation mit
den Universitäten gedrängt werden (vgl. Kreckel 2009).
Damit sind beide – Universitäten wie außeruniversitäre For-
schungseinrichtungen  –  aufeinander angewiesen. Die „ob-
jektive“ Interessenlage – und zunehmend auch die subjekti-
ve Interessenwahrnehmung – beider deckt sich hier weitge-
hend. Unübersehbar ist auch, dass das Promotions- und
Habilitationsrecht der Universitäten die institutionelle Ge-
lenkstelle ist, die beide Seiten zusammen bindet. Dennoch
besteht aber immer die Gefahr, dass das Ziel der intensiven
Kooperation zum bloßen Selbstzweck oder Lippenbekennt-
nis wird, weil dessen Erfüllung von den politisch Verant-
wortlichen bzw. von den Geldgebern eben verlangt wird –
gleichgültig, wie die tatsächliche Bilanz der Kooperation
ausfallen mag. 
Selbstverständlich ist auch nicht zu verkennen, dass die
oben exemplarisch genannten Gründe, die für eine engere
institutionenübergreifende Kooperation sprechen, sowohl
bei Universitäten wie bei außeruniversitären Forschungsein-
richtungen auch auf Skepsis stoßen können, weil die Univer-
sitäten z.B. den Verlust traditioneller Vorrechte (wie des ge-
rade angesprochenen Promotions- und Habilitationsrechts
oder der Fakultätsautonomie bei Denominationen und Be-
rufungen) befürchten, weil kleine Fächer ohne außeruniver-
sitäre Vernetzungsmöglichkeit sich in ihrer Existenz bedroht
sehen, weil der Kooperationsaufwand im Vergleich zum Er-
trag als zu gering eingeschätzt wird usw. Auf Seiten der
außeruniversitären Forschungseinrichtungen besteht viel-
fach die Sorge, durch formalisierte Kooperationsbeziehun-
gen mit den Universitäten verstärkt zur Lehre verpflichtet
und in den Bannkreis der strukturellen Probleme der univer-
sitären Forschung hineingezogen zu werden. Das heißt,
auch wenn aus grundsätzlichen Strukturerwägungen Vieles
für eine Kooperation spricht, ist wohl im Einzelfall zu prüfen,
ob tatsächlich beide Seiten daraus mehr Vor- als Nachteile
ziehen und wirklich eine Win-Win-Situation gegeben ist.
Dessen ungeachtet bleibt der weitere Ausbau der Koopera-
tion zwischen Universitäten und außeruniversitären For-
schungseinrichtungen ein zentrales Anliegen in der bundes-
deutschen Forschungspolitik. In seinen Thesen zur künfti-
gen Entwicklung des Wissenschaftssystems in Deutschland
stellt der Wissenschaftsrat (2000) fest, dass viele außeruni-
versitäre Forschungseinrichtungen „über bessere Ausgangs-
bedingungen zur erfolgreichen Bewerbung auf Ausschrei-
bungen der anwendungsbezogenen Programmförderung“
verfügten. Ihre in der Regel bessere Grundfinanzierung
sowie ihre betriebsförmige Organisation versetze sie eher in

* Auf alle angegebenen Internetadressen wurde das letzte Mal am
28.6.2010 zugegriffen.
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die Lage, „ihr wissenschaftliches Potential rasch in Mittel-
anträgen zur Geltung zu bringen“ (Wissenschaftsrat 2000,
S. 18). In diesem Zusammenhang empfiehlt der Wissen-
schaftsrat den Ausbau von Forschungsverbünden (vgl. auch
Wissenschaftsrat 2006, S. 31ff.). 
Der VolkswagenStiftung (2005, S. 14) fordert in ihren Em-
pfehlungen zum deutschen Wissenschaftssystem Bund und
Länder sogar dazu auf, „die Trennung von universitärer und
außeruniversitärer Forschung in Deutschland zu überwin-
den“. Es gebe immer mehr auch mittel- bis langfristig ge-
wichtige Gründe für eine Potenzialbündelung mittels einer
institutionellen Einbindung außeruniversitärer Forschungs-
einrichtungen in die Hochschulen. Ausgangspunkt solcher
„Forschungscluster“ sind für die VolkswagenStiftung die
Hochschulen „als primäre Zentren der Forschung“ – und
nicht die außeruniversitären Forschungseinrichtungen, die
allerdings einen Großteil der Instrumente, des Personals
und der institutionellen Strukturen bereitstellen. 

1.2  Von  der  situativen  Kooperation  zur  strategischen  Ver-
netzung
Der Trend dieser Empfehlungen des Wissenschaftsrats wie
auch der VolkswagenStiftung weist in Richtung auf dauer-
hafte, d.h. mittel- und langfristig angelegte, institutionali-
sierte Kooperationsbeziehungen. In einer empirischen Stu-
die zur internationalen Zusammenarbeit in der Forschung
stellt Anita Engels ebenfalls eine Entwicklung zu dauerhaft
und strategisch angelegten Kooperationen fest. Oftmals
ginge diese Initiative stärker von den Forschungseinrichtun-
gen aus, was in deren organisatorischer Verfasstheit be-
gründet sei:

„Oben war argumentiert worden, dass die strategische
Suche nach Partnerschaften ein wichtiger Anreiz für eine
Verdichtung von Kooperationsbeziehungen unter gleich-
wertigen Partnern ist. In den Interviews hat sich gezeigt,
dass diese Strategie viel häufiger in außeruniversitären
Forschungseinrichtungen anzutreffen ist als in univer-
sitären Instituten. Innerhalb der Hochschulen laufen Ko-
operationen oft über individuelle Netzwerkkontakte, die
sich kaum strategisch planen lassen. Außeruniversitäre
Forschungsinstitute weisen häufiger eine Führungs- oder
gar Managementebene auf, die in der Lage ist, Strategien
für das gesamte Institut zu entwickeln und durch ent-
sprechende Anreize auch umzusetzen. Diese Möglichkei-
ten sind in typischen Hochschulinstituten weitaus weni-
ger vorhanden – in manchen deutschen Hochschulinsti-
tuten ist es gar nicht möglich, Informationen über das
gesamte Institut durch die formale Leitung zu erhalten.
Das Organisationsprinzip ist dezentral, setzt auf akade-
mische Freiheit, die mit dem jeweiligen Lehrstuhl ver-
knüpft ist, und bedeutet faktisch eine relativ große Auto-
nomie bei der Wahl der Forschungsthemen und der Ent-
scheidung über die Aufnahme von Forschungskoopera-
tionen. Auch die strategische Suche nach gleichwertigen
Partnern kann in universitären Forschungseinrichtungen
also kaum zur Geltung kommen“ (Engels 2006, S. 127 f.).

Auch wenn die Studie insbesondere die internationale Zu-
sammenarbeit in den Fokus nimmt, so gilt Engels´ Diagnose
auch für nationale Forschungsverbünde. Aufbauend auf
diesen Befunden rät Engels den Universitäten zu einem

stärkeren Engagement nicht nur in personaler, sondern
eben auch in struktureller Hinsicht:

„Wenn personalisierte Forschungsnetzwerke das domi-
nante Muster der Kooperation sind, dann gilt es zum
einen bei Neuberufungen insbesondere auf erhöhte
Netzwerkkompetenz bzw. auf das schon Eingebunden-
sein in bestehende Forschungskooperationen zu achten.
Zum anderen kann jedoch geprüft werden, inwiefern ad-
ministrative oder Leitungs-Strukturen aufgebaut werden
sollen und können, die die stärkere globale Ausrichtung
der Forschung unterstützen. Das könnte sich in der Form
von personalisierten Anreizstrukturen ausdrücken, oder
in der Bereitstellung von administrativen Leistungen, die
die Organisation von Forschungsreisen oder die Aufnah-
me von Gästen erleichtern. Einen Bedarf gibt es offenbar
auch für Leistungen zur Unterstützung für die Antrag-
stellung. Hier haben zwar viele Hochschulen bereits Ka-
pazitäten aufgebaut, aber gerade im Bereich der EU-For-
schungsförderung gibt es offenbar noch einige Barrieren
zu überwinden. Insgesamt wäre es notwendig, umfas-
sende Governance-Strukturen auszubilden, die eine glo-
bale Ausrichtung der Forschungstätigkeit stärker in den
wissenschaftlichen Karriereverläufen der Einzelnen
sowie in den Entwicklungsdynamiken der universitären
Forschungseinrichtungen verankert. Damit wären Verän-
derungen der Hochschulen beschrieben, die sich in ein
allgemeines Bild einfügen – des Wandels der Universitä-
ten hin zu organisationalen Akteuren, die mit eigenen
Handlungskompetenzen ausgestattet sind und an die zu-
nehmend die Erwartung gerichtet wird, dass sie planvoll
und strategisch handeln [...]“ (Engels 2006, S. 131f.).

Dieser Wandel der Universitäten zu organisationalen Ak-
teuren findet seit den 1990er Jahren statt: Die Stärkung der
Leitungsebene, weitreichende Budget- und mittlerweile
auch Personalkompetenzen und die Einführung weiterer In-
strumente des neuen Steuerungsmodells forcieren die Or-
ganisationswerdung der Universitäten, so dass die Hoch-
schulen bereits eine gewisse Plan- und Strategiefähigkeit
entwickelt haben (vgl. Meier 2009). Diese neuen Spielräu-
me werden nicht nur als Autonomiegewinn für die Hoch-
schulen, sondern auch als Verpflichtung zur Teilnahme am
Wettbewerb, insbesondere Wettbewerb um Forschungs-
drittmittel interpretiert. Die Teilnahme an Ausschreibungen
und Wettbewerben dient nicht nur der Legitimation der
Hochschulen, der Erfolg als Beweis ihrer Leistungsfähigkeit,
sondern auch der unmittelbaren Existenzsicherung. Ohne
die zusätzlichen Mittel sehen sich die Universitäten als For-
schungseinrichtungen gefährdet. Die Kooperation mit
außeruniversitären Forschungseinrichtungen soll die Wett-
bewerbsfähigkeit der Hochschulen stärken. Allerdings kön-
nen mit der stärkeren Vernetzung wiederum Autonomie-
verluste einhergehen, da sich die Hochschulen mit ihren
Kooperationspartnern abstimmen müssen. 
So reiht sich denn auch der Interessenverband der Hoch-
schulleitungen in die Reihe der Kooperationsbefürworter
und proklamiert eine strategisch geplante Ausrichtung der
Zusammenarbeit: In einer Entschließung ihrer Mitglieder-
versammlung fordert die Hochschulrektorenkonferenz
(2007, S. 3), dass nicht mehr nur in Form von konkreten
Programmen, sondern im Rahmen strategischer Allianzen
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kooperiert werden solle, die mittel- bis langfristig ausge-
legt sind. Flexible, handlungsfähige Netzwerke statt
Großinstitutionen seien die wettbewerbsgeeigneten In-
strumente. Bei aller Befürwortung von Kooperationen mit
außeruniversitären Forschungseinrichtungen definiert die
HRK in dem Beschluss aber auch Grenzen der Zusammen-
arbeit (2007, S. 3): 

„Das Recht, akademische Grade – einschließlich der Pro-
motion – zu verleihen, darf weder unmittelbar noch mit-
telbar auf die außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen ausgedehnt werden.“

Drei Jahre zuvor postulierte die Hochschulrektorenkonfe-
renz zusammen mit den anderen Wissenschaftsorganisatio-
nen (Deutsche Forschungsgemeinschaft, Fraunhofer Gesell-
schaft, Max-Planck-Gesellschaft, Helmholtz-Gemeinschaft
Deutscher Forschungszentren, Leibniz-Gemeinschaft und
Wissenschaftsrat) eine „noch engere Kooperation zwischen
Hochschulen und außeruniversitären Einrichtungen“ (Alli-
anz 2004, S. 2). Eine „Verzahnung der spezifischen Stärken
der jeweiligen Organisationen“ sei – so der Beschluss von
2004 – „im Interesse von Kompetenz- und Ressourcenbün-
delung sinnvoll und notwendig“ (Allianz 2004, S. 2). Dabei
bildeten, stellen die Wissenschaftsorganisationen gemein-
sam fest – die Hochschulen „Basis und Zentrum von Lehre
und Forschung“ (Allianz 2004, S. 2). Sie seien „der wichtig-
ste Knotenpunkt im Wissenschaftssystem sowohl in der
Forschung als auch in der Ausbildung des wissenschaftli-
chen Nachwuchses“ (Allianz 2004, S. 2). Als „gemeinsame
Leitvision für eine strukturelle Weiterentwicklung des Wis-
senschaftssystems“ schlagen die Wissenschaftsorganisatio-
nen Bund, Ländern und der Wirtschaft vor, „Wissenschafts-
und Innovationsclustern als Exzellenzzentren mit interna-
tionaler Ausstrahlung“ aufzubauen (Allianz 2004, S. 4). Mit
dieser Empfehlung wird nicht nur einer strategischen, son-
dern sogar einer institutionellen Kooperation zwischen Uni-
versitäten und außeruniversitären Forschungseinrichtungen
das Wort geredet.

22..  KKooooppeerraattiioonnssffoorrmmeenn  aauuss  ddeerr  
PPeerrssppeekkttiivvee  ddeerr  aauußßeerruunniivveerrssiittäärreenn  
FFoorrsscchhuunnggsseeiinnrriicchhttuunnggeenn  

DDie von den Wissenschaftsorganisationen proklamierte
stärkere strategische Ausrichtung der Kooperation wurde
durch die Exzellenzinitiative des Bundes und der Länder
und auch im Pakt für Forschung und Innovation
(http://www.pakt-fuer-forschung.de) beträchtlich forciert.
In diesem Pakt zwischen Bund und Ländern werden – in
seiner Fortschreibung 2011-2015 – fünf forschungspoliti-
sche Ziele genannt (GWK 2009a: passim): 
1. das Wissenschaftssystem dynamisch entwickeln,
2. die Vernetzung im Wissenschaftssystem leistungsstei-

gernd und dynamisch gestalten,
3. neue Strategien der internationalen Zusammenarbeit

entwickeln und umsetzen,
4. nachhaltige Partnerschaften zwischen Wissenschaft und

Wirtschaft etablieren,
5. die Besten dauerhaft für die deutsche Wissenschaft ge-

winnen.

In diesem Beitrag kommt es insbesondere auf den zweiten
Punkt an, der die Kooperation im Wissenschaftssystem,
also u.a. die Zusammenarbeit von Universitäten und außer-
universitären Forschungseinrichtungen beinhaltet. Zu den
Vernetzungen, also den Kooperationen zwischen Wissen-
schaftseinrichtungen, damit auch zwischen Hochschulen
und außeruniversitären Forschungseinrichtungen, heißt es
im Beschluss der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz
vom 22.04.2009 zum Pakt für Forschung und Innovation
(GWK 2009a, S. 2; vgl. Kreckel 2004):

„Die Vielfalt des deutschen Wissenschaftssystems ist Teil
seiner Stärke; Arbeitsteilung im Wissenschaftssystem er-
fordert jedoch auch Kooperation der spezialisierten Ak-
teure. Bund und Länder sehen über die Vielzahl und
Vielfalt bestehender und sich entwickelnder Kooperatio-
nen der Forschungseinrichtungen untereinander und mit
Hochschulen hinaus erhebliches Potenzial, das es auszu-
schöpfen gilt. Dies schließt auch die Entwicklung neuer
Formen institutioneller Vernetzung ein. Die Forschungs-
organisationen sollen mit diesem Ziel die Kooperation
untereinander und vor allem mit Hochschulen quantita-
tiv und qualitativ ausbauen. Sie sollen dabei auch neue
Formen forschungsthemenbezogener Kooperation ent-
wickeln, die auch zu neuartigen institutionellen Model-
len führen können und die damit auch auf eine Vermin-
derung der Segmentierung der Wissenschaftslandschaft
hinwirken. Die Forschungsorganisationen sollen neue
Kooperationen auch dafür nutzen, sich verstärkt am na-
tionalen und internationalen organisationsübergreifen-
den Wettbewerb zu beteiligen.“

Wie die fünf Forschungsgesellschaften bzw. -gemeinschaf-
ten (inklusive der Deutschen Forschungsgemeinschaft) das
Ziel der Vernetzung und Kooperation für ihre Organisation
übersetzt haben, wird im folgenden Abschnitt dargestellt.
Die Informationen sind der Anlage des Papiers der GWK
(2009a) entnommen; darin sind die Stellungnahmen der
einzelnen Einrichtungen enthalten.

a) Deutsche Forschungsgemeinschaft
Bewährtes Mittel der Vernetzung seien – so die Stellun-
gnahme der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) –
gemeinsame Forschungsprojekte von Universitäten und
außeruniversitären Einrichtungen. Dazu zählten insbeson-
dere die Sonderforschungsbereiche, DFG-Forschungszen-
tren und das neue Programmelement „Integriertes Gradu-
iertenkolleg“. Die DFG betont die Bedeutung der Exzellen-
zinitiative, die zu besonders intensiven Kooperationen ge-
führt habe: die Exzellenzcluster (zweite Förderlinie) ent-
sprächen weitgehend den genannten DFG-Forschungszen-
tren. Erfolgversprechend sei – so die DFG – eine dauerhafte
Vernetzung insbesondere dort, wo sie Teil der Profilbildung
der Standorte werde. Zur Profilbildung habe wiederum die
Exzellenzinitiative besonders beigetragen. Profilbildung,
und Vernetzung begründen sich aus Sicht der DFG also
wechselseitig; die Exzellenzinitiative wirkt hierbei als ent-
scheidender Katalysator.

b) Fraunhofer-Gesellschaft
Traditionell seien – so die Fraunhofer-Gesellschaft in ihrer
kurzen Stellungnahme – die Leiter der Fraunhofer-Institute
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in Personalunion Professoren an Universitäten. Neuartig
seien die Fraunhofer-Universitätsgruppen, die themenori-
entiert befristet eingerichtet würden, bestehend aus zwei
gleichgewichtigen Bereichen Fraunhofer und Universität.

c) Helmholtz-Gemeinschaft
Die Helmholtz-Zentren erhalten mit den Helmholtz-Institu-
ten die Möglichkeit, mit Fächern an Universitäten for-
schungsstrategisch Kompetenzen zu bündeln. 

„Die Helmholtz-Zentren erhalten mit den Helmholtz-In-
stituten die Möglichkeit, etwa im Volumen eines DFG-
Forschungszentrums (d.h. bis zu 5 Mio. Euro p.a.) Part-
ner-Institute in für sie relevanten Forschungsfeldern auf-
zubauen, um mit ausgewählten Partnern an Universitä-
ten Kompetenzen zu bündeln und innovative For-
schungsstrategien umzusetzen. Drei Bedingungen müs-
sen für eine Gründung gegeben sein: 
a) Erschließung zukünftig relevanter Forschungsfelder, 
b) Förderung der Vernetzung mit Universitäten zur Um-

setzung innovativer Forschungsstrategien und 
c) Präsenz an Orten, an denen bereits kritische Masse in

einem bestimmten – für die Helmholtz-Gemeinschaft
relevanten – Forschungsfeld vorhanden ist.“ (GWK
2009a, Stellungnahme Helmholz-Gemeinschaft, S. 2)

Diese Helmholtz-Institute knüpfen an die bestehenden In-
strumente der Helmholtz-Allianzen (als groß angelegte For-
schungsverbünde) und der Helmholtz Virtuellen Institute
(als kleinere, flexiblere Forschungsverbünde) an. Allianzen
und Virtuelle Institute werden nur temporär für einige Jahre
installiert. Zudem können mit Hilfe des Impuls- und Ver-
netzungsfonds des Präsidenten der Helmholtz-Gemein-
schaft strategische Partnerschaften in Forschung und Nach-
wuchsförderung angestoßen werden. Ferner gibt es den
Weg der sogenannten Translationszentren im medizin-bio-
wissenschaftlichen Bereich:

„Die Gesundheitszentren der Helmholtz-Gemeinschaft
gehen institutionalisierte Kooperationen mit den Klini-
ken benachbarter Universitäten zur Etablierung von
„Translationszentren“ ein, in denen die unmittelbare
Wechselwirkung von biomedizinischer Grundlagenfor-
schung und klinischer Anwendung aufgebaut wird“ (BLK
2007, S. 9).

Ein bundesweit herausragendes Projekt der Vernetzung von
Helmholtz-Institut und Universität stellt das Karlsruher In-
stitut für Technologie (KIT) dar (siehe auch Mlynek 2009;
http://www.kit.edu/), wie es im Rahmen der Exzellenz-
initiative des Bundes und der Länder projektiert und seit
dem 1. Oktober 2009 auch realisiert ist (www.exzellenz-
initiative.de/karlsruhe-kit). In einem ersten Schritt wurden
die Aufsichts- und Leitungsgremien der beiden Einrichtun-
gen mit einander verschränkt, damit sollten die Grenzen
zwischen universitärer und außeruniversitärer Forschung
aufgebrochen werden (Monitoring-Bericht 2007, S. 9;
http://www.jara.org/ ).

„Mit rund 8000 Mitarbeitern und einem Jahresbudget
von etwa 700 Mio. Euro entsteht in Karlsruhe eine der
weltweit größten Forschungs- und Lehreinrichtungen
mit dem Potenzial, auf ausgewählten Forschungsgebie-
ten eine weltweite Spitzenposition einzunehmen” (zi-
tiert aus: http://www.kit.edu/ueber_kit.php).

Ein zweites, ähnliches Partnerschaftsprojekt betreiben das
Helmholtz-Forschungszentrum Jülich und die RWTH Aa-
chen – unter Beteiligung weiterer Hochschulen – mit dem
Konzept der Jülich-Aachen-Research Alliance (JARA) (Mo-
nitoring-Bericht 2007, S. 9). Den rund 3.800 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern steht ein jährliches Budget von 350
Millionen Euro zur Verfügung (http://www.jara.org/?L=0&
about=1). 
Als drittes bereits realisiertes Beispiel für eine universitär-
außeruniversitäre Allianz ist schließlich der Kooperations-
verbund zwischen dem – dabei federführenden – Deut-
schen Krebsforschungszentrum (DKFZ) in Heidelberg und
dem Zentrum für Molekulare Biologie (ZMBH) der Univer-
sität Heidelberg zu erwähnen (vgl. Hohn 2010, S. 472 f.).

d) Max-Planck-Gesellschaft
Wie die DFG betont die Max-Planck-Gesellschaft den Stel-
lenwert der Exzellenzinitiative für Kooperationen mit den
Universitäten. Sie wünscht „lebendige, zielgerichtete Ko-
operationsstrukturen“, in diesem Sinne werde die Max-
Planck-Gesellschaft „mit hoher Dynamik Kooperationen
eingehen und beenden“ (GWK 2009a, Stellungnahme
Max-Planck-Gesellschaft, S. 4). Diese Wortwahl soll offen-
sichtlich Dynamik und Flexibilität belegen, könnte aller-
dings auch eine gewisse Unstetigkeit signalisieren, die dem
Trend strategischer Partnerschaften weniger entspricht. Fol-
gende „Kooperationsinstrumente“ stünden laut Max-
Planck-Gesellschaft dabei zur Verfügung: 
1. Wissenschaftliche Kooperationen1,
2. die Max-Planck-Fellowships2,
3. die „International Max Planck Research Schools

(IMPRS)“ (http://www.mpg.de/instituteProjekteEinrich-
tungen/schoolauswahl/researchSchools/index.html),

4. die Tandemprojekte (im Bereich klinischer Forschung),
5. die Max-Planck-Forschungsgruppen3.

Ein bundesweit herausragendes, wie auch umstrittenes Ko-
operationsprojekt ist das Max Planck Graduate Center
Mainz, das in Zusammenarbeit mit der Universität Mainz
realisiert wird: 

„Die Max-Planck-Gesellschaft hat als Modell für eine be-
sonders enge Kooperation mit einer Universität bei der
interdisziplinären strukturierten Doktorandenausbildung
zusammen mit der Universität Mainz das Max Planck
Graduate Center gegründet. Auf der Grundlage eines
2008 gemeinsam mit der Hochschulrektorenkonferenz
verabschiedeten memorandum of understanding sollen

1 Z.B durch die Ernennung zum „Auswärtigem Wissenschaftlichen Mit-
glied“. Berufen werden kann, wer mit dem jeweiligen Max-Planck-Institut
in enger wissenschaftlicher Zusammenarbeit steht bzw. gestanden hat.
Siehe: http://www.mpg.de/ueberDieGesellschaft/mitglieder/wimiauswahl
/wiss Mitglieder/index.html.

2 „Das Programm der Max Planck Fellows soll die Kooperation zwischen
Max-Planck-Instituten und Universitäten stärken. Die Bestellung von
Hochschullehrern zu Max Planck Fellows ist auf fünf Jahre befristet und
mit der Leitung einer kleinen Arbeitsgruppe an einem Max-Planck-Institut
verbunden. Max Planck Fellows wurden seit 2005 ernannt“ (zitiert aus:
http://www.mpg.de/ueberDieGesellschaft/mitglieder/fellows/index.html).

3 „Seit 40 Jahren fördert die Max-Planck-Gesellschaft besonders begabte
junge Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen, indem sie ihnen die
Möglichkeit bietet, eine Max-Planck-Forschungsgruppe an einem MPI
aufzubauen“ (zitiert aus: http://www.mpg.de/instituteProjekteEinrichtun-
gen/nachwuchsgruppen/allgemeinInfo/index.html).
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Elemente der Mainzer Promotionsregelung künftig auch
in anderen International Max Planck Research Schools
angewendet werden, um die Leistungen der einzelnen
Partner aufzuzeigen und um die Einbindung von Nach-
wuchswissenschaftlern der Max-Planck-Gesellschaft in
die universitäre Lehre zu fördern“ (GWK 2009b, S. 17).

e) Leibniz-Gemeinschaft 
Leibniz-Verbünde zielen – so die Stellungnahme der Leib-
niz-Gemeinschaft in dem Beschlusspapier der GWK (2009a)
– auf eine gemeinschaftsinterne Vernetzung, Leibniz-Zen-
tren demgegenüber auf Vernetzung mit externen Partnern.
Der Kooperation mit den Hochschulen dient insbesondere
das Modell des „WissenschaftsCampus“ und der „Leibniz-
Hochschul-Professur“ (siehe www.leibniz-gemeinschaft.de/
?nid=hsk&nidap=&print=0 ):  
• Die Leibniz-Hochschul-Professur ist auf maximal neun

Jahre angelegt und soll einem herausragenden jungen
Nachwuchswissenschaftler die Möglichkeit einer relativ
selbständigen Forschertätigkeit geben.

• Der WissenschaftsCampus ist eine regionale forschungs-
strategische Partnerschaft mit einer Hochschule, wobei
weitere Partner aus Wissenschaft und Wirtschaft im Sinne
einer Clusterbildung (als Partnerschaft) gesucht werden.
Der WissenschaftsCampus ist auf maximal sieben Jahre
angelegt. Er könne – so die Selbstdarstellung im Internet
– in den späteren Aufbau eines Exzellenzclusters, eines
Graduiertenkollegs oder gar einer Exzellenzuniversität
münden. 

33..  TTyyppiisscchhee  FFoorrmmeenn  ddeerr  KKooooppeerraattiioonn
ÜÜberblickt man die mannigfachen Kooperationen von Uni-
versitäten mit den außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen und auch die von den Forschungsgesellschaften
bzw. –gemeinschaften genannten „neuen“ Kooperations-
formen, so lassen sich diese Formen generell in drei Berei-
che unterteilen: 
• Kooperation  durch  Personalunion  von  wissenschaftlichem

Leitungspersonal (Universitätsprofessor/innen und Insti-
tutsdirektor/innen): Darunter fallen die gemeinsamen Be-
rufungen und Honorarprofessuren der Universitäten, aber
auch die Max-Planck-Fellowships und die Leibniz-Hoch-
schul-Professuren (vgl. GWK 2008).

• Kooperation  im  Rahmen  von  Forschungsverbünden:
Neben der unterschiedlichen Benennung der verschiede-
nen Forschungsverbünde gibt es hier Unterschiede in der
thematischen Breite, in der Größe, den Ressourcen, der
rechtlichen Rahmung, in der Laufzeit und im Grad der Un-
abhängigkeit der Teilprojekte. Neben den klassischen
DFG-finanzierten Formen, wie Forschungszentren, Son-
derforschungsbereiche und Forschergruppen, wurden
und werden Forschungsverbünde im Wettbewerb der
Bundesexzellenzinitiative gefördert. Die sogenannten Ex-
zellenzcluster entsprechen aus Sicht der DFG weitgehend
dem Modell der Forschungszentren, allerdings bei beson-
ders strengen Vergabekriterien. Andere Unterformen von
Forschungsverbünden sind: Fraunhofer-Universitätsgrup-
pen, Helmholtz-Allianzen, Helmholtz Virtuelle Institute,
MPI-Tandemprojekte, Max-Planck-Forschungsgruppen,
Leibniz-Zentren, WissenschaftsCampus (mit der Leibniz-

Gemeinschaft). Gerade die Logik der Forschungsverbünde
setzt auf eine gewisse kritische Masse, die von den ko-
operationswilligen Partnern erreicht werden müsse, um in
den Antragsverfahren reüssieren zu können. Das Argu-
ment der kritischen Masse wird hingegen im Kontext der
Graduiertenkollegs bzw. Graduiertenschulen als weniger
gewichtig eingeschätzt.

• Kooperationen  im  Rahmen  von  gemeinsamen  Graduier-
tenkollegs:  Abgesehen von der großen Gemeinsamkeit,
dass diese Kollegs der Förderung des wissenschaftlichen
Nachwuchses, also der wissenschaftlichen Qualifikation
von Studienabsolvent/innen dienen, ist die institutionelle
Verortung unterschiedlich geregelt. So sind diese Kollegs
entweder bei den Forschungseinrichtungen oder bei den
Universitäten organisatorisch beheimatet. Neben den im
DFG-Normalverfahren bewilligten Graduiertenkollegs
und den Promotionskollegs einzelner Stiftungen gibt es
die im Rahmen der Exzellenzinitiative des Bundes und der
Länder ausgeschriebenen Graduiertenschulen, die Inte-
grierten Graduiertenkollegs der DFG, die International
Max Planck Research Schools, die Helmholtz-Hochschul-
Nachwuchsgruppen und sonstige Beteiligungen der Uni-
versitäten an Graduierten-Schulen der Forschungseinrich-
tungen.

Welche dieser typischen Kooperationsformen tatsächlich
die Chancen der Universitäten (und der außeruniversitären
Forschungseinrichtungen), in Wettbewerben zu bestehen,
steigern helfen, kann nicht pauschal beantwortet werden.
Manche Kooperationsformen lassen sich schnell wieder auf-
lösen, andere dagegen setzen stärker auf Kontinuität. Ob
nun bloße kurzfristige Zweckbündnisse oder gar nur Vernet-
zungen um des politisch gewünschten Kooperationsgebotes
willen oder längerfristige strategische Strukturentscheidun-
gen angestrebt werden, beim Abwägungsprozess, welche
Formen der Zusammenarbeit gewählt werden, spielt wohl
der Autonomieaspekt der beteiligten Einrichtungen eine ge-
wichtige Rolle. Ein (vermeintliches) Mehr an Wettbewerbs-
fähigkeit kann einerseits auf Kosten der Entscheidungsspiel-
räume der beteiligten Organisationen gehen. Ein (vermeint-
liches) Mehr an kooperativ eingeworbenen Drittmitteln
kann andererseits – angesichts nicht ausreichender Grund-
mittel der Universitäten – für deren Forschungs- und damit
Handlungsfähigkeit förderlich sein. Die Frage, welche Kon-
sequenzen sich aus der verstärkten Kooperation über Insti-
tutionengrenzen hinweg für die faktische wissenschaftliche
Leistung der Verbünde und für die Entwicklung der beteilig-
ten Einrichtungen ergeben, kann nur empirisch angegangen
werden. Eine Vermutung ist, dass der (auch politisch ge-
wollte) Trend zur institutionellen Differenzierung zwischen
überregional sichtbaren kooperationsintensiven „For-
schungsclustern“ einerseits und weniger forschungsstarken
Regionaluniversitäten andererseits sich verstärken wird.
Aber auch hier fehlt noch ein eindeutiger empirischer Nach-
weis. In diesem Beitrag wurde als erster Schritt eine typolo-
gisierende Übersicht über mögliche Kooperationsformen
zwischen Universitäten und außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen entwickelt. Sie kann kein Ersatz, wohl aber
ein konzeptioneller Ausgangspunkt für die in Zukunft not-
wendigen empirischen Untersuchungen sein. 
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Viele Bachelor-Studiengänge stehen in der Ge-
fahr, die Studierenden noch weiter als bisher von
einem wissenschaftlichen Studium mit For-
schungsbezug zu entfernen und dies allenfalls auf
die Master-Studiengänge zu verweisen. Hier wird
ein gegenteiliger Standpunkt vertreten: For-
schendes Lernen gehört in den ersten Teil des
Studiums, ja in das Grundstudium.

Die Bundesassistentenkonferenz (BAK) hat seiner
Zeit viel beachtete Konzepte zur Reform der
Hochschulen und zur Studienreform entwickelt.
Die BAK war zwischen 1968 und 1972 die ge-
wählte Repräsentanz der wissenschaftlichen As-
sistenten und wissenschaftlichen Mitarbeiter auf
Bundesebene. Ihr Hochschuldidaktischer Aus-
schuss hat damals die Schrift „Forschendes Ler-
nen - Wissenschaftliches Prüfen“ vorgelegt, die
mit ihren Erkenntnissen und Forderungen - man
mag es bedauern oder bewundern - bis heute
ihre Aktualität nicht eingebüßt hat. 

Viele heutige Reformschriften beziehen sich
daher noch auf sie, ohne dass ihr Text vielfach
noch verfügbar wäre. Das ist Grund genug, diese
Schrift nach 40 Jahren neu aufzulegen, um ihre
Anregungen in die gegenwärtige Debatte wieder
einzubringen. Gerade im Zeichen der Bachelor-
und Master-Studiengänge können die hier ent-
wickelten Konzepte wichtige Reformanregungen
bieten. Sie können auf unverzichtbare Elemente
eines wissenschaftlichen Studiums erneut auf-
merksam machen, die in einer oft eher oberfläch-
lichen Umstellung der Studiengänge auf gestufte
Studienabschlüsse - wie eingangs betont - verlo-
ren zu gehen drohen.
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Am  14.  August  2009  hat  die  Europäische  Kommis-
sion  das  von  der  Leuphana  Universität  Lüneburg
und  dem  Land  Niedersachsen  gemeinsam  ent-
wickelte  EU-GGroßprojekt  „Innovations-IInkubator
Lüneburg“  genehmigt.  Mit  diesem  europaweit  ein-
maligen  Vorhaben  soll  die  Wirtschaftskraft  der  Re-
gion  in  den  nächsten  fünf  Jahren  mit  einem  Gesam-
tinvestitionsvolumen  von  knapp  100  Mio.  Euro
nachhaltig  gestärkt  werden.  Die  Europäische  Kom-
mission,  das  Land  Niedersachsen  und  die  Leuphana
Universität  Lüneburg  beschreiten  damit  gemeinsam
neue  Wege  und  zeigen  auf,  wie  die  europäische
Strukturpolitik  der  Zukunft  aussehen  könnte.
Durch  eine  Vielzahl  aufeinander  abgestimmter  und
sich  ergänzender  Projektaktivitäten  soll  die  Leup-
hana  Universität  Lüneburg  zum  Initiator  einer  wis-
sensbasierten  Wirtschaftsentwicklung  des  Konver-
genzgebietes  Lüneburg  werden.  Als  Vorbilder  bei
der  Entwicklung  des  Konzepts  dienten  gelungene,
durch  Universitäten  maßgeblich  voran  getriebene
regionale  Wirtschaftsentwicklungen  insbesondere
durch  die  US-aamerikanischen  Hochschulen  Stan-
ford,  Harvard,  Massachusetts  Institute  of  Technolo-
gy  (MIT)  und  die  Duke  University,  die  z.T.  bereits
seit  den  1950er  Jahren  durch  gezielte  Maßnahmen
ein  gründungsfreundliches  regionales  Umfeld  ge-
schaffen  haben.
Dieser  Beitrag  geht  der  Frage  nach,  wie  mit  dem  Innovati-
ons-IInkubator  Lüneburg  der  Versuch  unternommen  wird,
die  in  der  „Lissabon-SStrategie“  der  Europäischen  Union  ver-
ankerten  Prinzipien  und  Zielsetzungen  der  gegenwärtigen
europäischen  Strukturpolitik  zu  Gunsten  zukunftsfähiger  re-
gionaler  Wirtschaftsförderung  in  einem  EU-GGroßprojekt
umzusetzen.  Dazu  werden  zunächst  wichtige  rechtliche
Grundlagen  und  politische  Hintergründe  wie  die  Lissabon-
Strategie,  die  europäische  Regionalpolitik  und  das  Opera-

tionelle  Programm  des  Landes  Niedersachsen  dargestellt.
Anschließend  wird  das  Konvergenzgebiet  Lüneburg  als  Bei-
spielregion  für  die  Ziel-11-FFörderung  im  Rahmen  des  Eu-
ropäischen  Fonds  für  Regionale  Entwicklung  (EFRE)  sowie
der  Innovations-IInkubator  Lüneburg  und  dessen  Teilmaß-
nahmen  als  treibende  Kraft  der  Förderung  durch  die  EU  er-
läutert.  Nach  einem  Blick  auf  die  angestrebten  Wirkeffekte
und  den  aktuellen  Stand  der  Umsetzungsphase  des  EU-
Großprojekts  schließt  der  Beitrag  mit  einem  kurzen  Zwi-
schenfazit.  

MMaarrttiinn  KKaaggeell,,  TTiimm  KKaawwaalluunn  &&  GGeessaa  KKrreeyy

Der  Innovations-IInkubator  Lüneburg:  
Europäische  Strukturpolitik  im  Geiste  
der  Lissabon-SStrategie

Tim KawalunMartin Kagel

Gesa Krey

Abbildung 1: In dem vom weltbekannten Architekten Daniel Libes-
kind entworfenen Zentralgebäude der Leuphana Univer-
sität Lüneburg soll im Rahmen des Inkubators ein Inno-
vations- und Forschungszentrum entstehen 
© Leuphana 
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11..  DDiiee  LLiissssaabboonn-SSttrraatteeggiiee

DDie Zielvorgaben europäischer Strukturpolitik sind seit Be-
ginn des neuen Jahrtausends eng verknüpft mit der vom
Europäischen Rat im März 2000 in der portugiesischen Lan-
deshauptstadt verabschiedeten „Lissabon-Strategie“. Im
Mittelpunkt der Sondertagung stand die Intention, „ein
neues strategisches Ziel festzulegen, in dessen Rahmen Be-
schäftigung, Wirtschaftsreform und sozialer Zusammenhalt
als Bestandteil einer wissensbestimmten Wirtschaft ge-
stärkt werden sollen“ (Europäischer Rat 2000, S. 1). Als De-
fizite innerhalb der Europäischen Union erkannten die teil-
nehmenden Staats- und Regierungschefs u.a. eine zu nied-
rige Beschäftigungsquote, die strukturelle Langzeitarbeits-
losigkeit, ausgeprägte regionale Disparitäten hinsichtlich
der Arbeitslosigkeit und einen unterentwickelten Dienst-
leistungssektor sowie Qualifikationsdefizite, insbesondere
im Bereich der Informationstechnologie. Als neues strategi-
sches Ziel für den künftigen Weg wurde – zunächst datiert
bis zum Jahre 2010 – das ambitionierte Vorhaben dekla-
riert, „die Union zum wettbewerbsfähigsten und dyna-
mischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum in der Welt zu
machen – einem Wirtschaftsraum, der fähig ist, ein dauer-
haftes Wirtschaftswachstum mit mehr und besseren Ar-
beitsplätzen und einem größeren sozialen Zusammenhalt
zu erzielen“ (ebd., S. 2). Um dieses Ziel zu erreichen, be-
schloss der Europäische Rat eine übergreifende Strategie, in
deren Rahmen u.a. der Übergang zur wissensbasierten
Wirtschaft und Gesellschaft durch eine verbesserte For-
schungs- und Entwicklungspolitik vorbereitet und durch In-
vestitionen in Menschen bzw. „Köpfe“ realisiert werden
sollte. Als wesentliche Bestandteile sieht die Strategie fol-
gende thematische Schwerpunkte vor:
• Schaffung eines europäischen Raumes der Forschung und

Innovation,
• Schaffung eines günstigen Umfelds für die Gründung und

Entwicklung innovativer Unternehmen, insbesondere
kleiner und mittlerer Unternehmen (KMU),

• Bildung und Ausbildung für das Leben und Arbeiten in
der Wissensgesellschaft,

• Mehr und bessere Arbeitsplätze für Europa: Entwicklung
einer aktiven Beschäftigungspolitik mit einer Aufwertung
des lebenslangen Lernens und einem Ausbau der Beschäf-
tigung im Dienstleistungsbereich (vgl. ebd., S. 4ff.).

Im Juni 2001 vereinbarte der Europäische Rat in Göteborg
darüber hinaus in seinen Schlussfolgerungen eine Strategie
für nachhaltige Entwicklung, mit der das politische Engage-
ment der Europäischen Union für wirtschaftliche und sozia-
le Erneuerung ergänzt und der Lissabon-Strategie eine Um-
weltdimension hinzugefügt wurde (Europäischer Rat 2001).
Für die Entstehung des Innovations-Inkubators Lüneburg
ist neben den o.g. Prinzipien der Lissabon-Strategie beson-
ders ein in den integrierten „Leitlinien für Wachstum und
Beschäftigung (2005–2008)“ beschriebener Ansatz von we-
sentlicher Bedeutung. Dort sind in Leitlinie 8 („Förderung
aller Formen der Innovation“) die „Schaffung und [den]
Ausbau von Innovationspolen und netzen sowie Inkubato-
ren, die Universitäten, Forschungseinrichtungen und Unter-
nehmen auch auf regionaler und lokaler Ebene zusammen-
bringen“ (Europäische Kommission 2005, S. 19), als Ziel-

vorgabe explizit verankert. Mit diesen auf höchster eu-
ropäischer Ebene beschlossenen strategischen Vorgaben
wurden somit die Rahmenbedingungen für relevante Poli-
tikfelder und damit auch für die europäische Regionalpoli-
tik abgesteckt. 

22..  ZZiieellee  eeuurrooppääiisscchheerr  RReeggiioonnaallppoolliittiikk  
uunndd  EEUU-SSttrruukkttuurrffoonnddss

BBereits seit den frühen 1970er Jahren führt die Europäische
Union eine eigenständige Regionalpolitik durch. Insbeson-
dere durch die Aufnahme neuer Mitgliedsstaaten nahmen
die sozioökonomischen und sozialräumlichen Disparitäten
innerhalb der EU zu. Diesen teilweise erheblichen Unter-
schieden sollte strukturpolitisch begegnet werden (vgl.
Schoneweg 1994, S. 64; Seidel 1995, S. 297). Das Haupt-
ziel der europäischen Regionalpolitik besteht in der Schaf-
fung gleichwertiger Lebensverhältnisse in allen Teilräumen
der Europäischen Union. Die zuständige Generaldirektion
„Regionalpolitik“ der Europäischen Kommission verfolgt
die Aufgabe, „den wirtschaftlichen, sozialen und territoria-
len Zusammenhalt (Kohäsion) durch Verringerung der Ent-
wicklungsunterschiede zwischen Regionen und Mitglieds-
staaten zu stärken“ (Generaldirektion „Regionalpolitik“
2009). Mit der Umsetzung dieser Maßgaben leistet die Re-
gionalpolitik einen Beitrag zur allgemeinen Wirtschaftslei-
stung der Europäischen Union (vgl. ebd.). Hierzu bedient
sich die Kommission insbesondere der EU-Strukturfonds,
die nach den Agrarfonds den zweitgrößten Anteil des EU-
Haushaltes ausmachen. Für die aktuelle Förderperiode
2007–2013 wurden die EU-Strukturfonds neu ausgerichtet;
es stehen in diesem Zeitraum europaweit insgesamt 308
Milliarden Euro bereit. Folgende Ziele wurden definiert: 
• Ziel „Konvergenz“,
• Ziel „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti-

gung“,
• Ziel „Europäische territoriale Zusammenarbeit (ETZ)“.

Das Ziel „Konvergenz“ strebt im Sinne des Abbaus räumli-
cher Disparitäten die (wirtschaftliche) Entwicklung und
Strukturanpassung der am wenigsten entwickelten europäi-
schen Mitgliedsstaaten und Regionen an. Dies betrifft Re-
gionen mit einem Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt (BIP) von
unter 75% des Gemeinschaftsdurchschnitts der EU-25
sowie so genannte „Übergangsregionen“ („phasing out regi-
ons“). Zu diesen Übergangsregionen, die ein Pro-Kopf-Brut-
toinlandsprodukt von unter 82,19% des Gemeinschafts-
durchschnitts auf Basis der EU-25 aufweisen (was 75% des
EU-15-Durchschnitts entspricht), zählt als einziges west-
deutsches Gebiet auch die Region Lüneburg/Niedersach-
sen. Das Konvergenz-Ziel wurde in der vergangenen Förder-
periode zum Ziel 1 deklariert und bindet aktuell über vier
Fünftel des Budgets der EU-Strukturpolitik (vgl. Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Technologie (BMWI o.J.).

1 Der einzige Unterschied des Ziels „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und
Beschäftigung“ zur ehemals als „Ziel 2“ bezeichneten Klassifizierung der
Förderfähigkeit besteht darin, dass bei Letztgenannter eine Begrenzung
auf kleinräumige, strukturschwache Fördergebiete bestand, während es
nach der neuen Einstufung den Mitgliedsstaaten und Regionen überlassen
wird, die verfügbaren Mittel auf die bedürftigsten Gebiete entsprechend
zu verteilen (vgl. BMWI 2010).
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Mit dem Ziel „Regionale Wettbewerbsfähigkeit und Be-
schäftigung“ werden prinzipiell alle übrigen Gebiete der
Gemeinschaft adressiert und damit in die Lage versetzt,
„wirtschaftlichen und sozialen Umbrüchen zu begegnen
sowie die Globalisierung und den Übergang zu einer wis-
sensbasierten Gesellschaft zu meistern“ (ebd.).1 Ein ver-
gleichsweise geringer Anteil des EU-Strukturpolitik-Budgets
wird darüber hinaus für das Ziel „Europäische territoriale
Zusammenarbeit (ETZ)“ eingesetzt. In der Förderperiode
2007–2013 bilden die bereits erwähnten Agenden von Lis-
sabon (Fokussierung auf Wettbewerbsfähigkeit und wis-
sensbasierte Wirtschaft) und Göteborg (Nachhaltige Ent-
wicklung) wesentliche Grundpfeiler der Zielausrichtung der
Maßnahmen (vgl. ebd.).
Der Fokus dieses Beitrags richtet sich aufgrund der Einstu-
fung der Region Lüneburg als Konvergenzgebiet im Folgen-
den ausschließlich auf das für die Bewilligung des EU-
Großprojekts Innovations-Inkubator Lüneburg maßgebliche
Ziel „Konvergenz“. In den Regionen, die im Rahmen des
Ziels „Konvergenz“ gefördert werden, konzentrieren sich
die vom Europäischen Fond für Regionale Entwicklung
(EFRE) geförderten Projekte auf die Modernisierung und
Diversifizierung der Wirtschaftsstruktur sowie die Erhaltung
oder die Schaffung dauerhafter Arbeitsplätze in folgenden
Bereichen: Forschung und technologische Entwicklung
(FTE), Innovation und Unternehmergeist, Informationsge-
sellschaft, Umwelt, Risikoprävention, Tourismus, Kultur,
Transport, Energie, Bildung und Gesundheit (vgl. Generaldi-
rektion „Regionalpolitik“ 2008). 

33..  RReeggiioonnaallee  RRaahhmmeennbbeeddiinngguunnggeenn
AAufbauend auf den durch die Europäische Kommission
festgelegten Förderperioden werden auf Ebene der Mit-
gliedsstaaten und auf subnationaler Ebene Konzepte zum
Einsatz der Fördermittel erstellt. Diese so genannten Ope-
rationellen Programme, die in Deutschland durch den Bund
und die Bundesländer aufgestellt und von der Kommission
genehmigt werden, dienen mit einer Darstellung der regio-
nalbezogenen Prioritätsachsen und einem Finanzierungs-
plan als Grundlage für die Umsetzung der Strukturförde-
rung auf mitgliedsstaatlicher Ebene.

Operationelles  Programm  Niedersachsen
Das Bundesland Niedersachsen hat mit dem Operationellen
Programm für den Europäischen Fonds für regionale Ent-
wicklung (EFRE) im Ziel „Konvergenz“ für die Förderperiode
2007–2013 seine Planungen und Maßnahmen zur Entwick-
lung der regionalen Wirtschaft des Konvergenzgebiets Lü-
neburg im Sinne der Kriterien und Anforderungen der Eu-
ropäischen Strategien von Lissabon und Göteborg festge-
legt. In dieses durch die Europäische Kommission geneh-
migte Operationelle Programm ordnet sich das vorliegende
Großprojekt in den Schwerpunkt (2) ein: „Entwicklung der
Innovationskapazitäten und gesellschaftlicher Wissenspo-
tenziale“. Zur Verbesserung der Rahmenbedingungen
gehört dabei auch, die Modernisierung der Wirtschaft mit
einer umfassenden Innovationsförderung zu verbinden. Das
Land hat dazu die drei spezifischen Ziele (1) Ausbau von
Forschung, Entwicklung und Qualifizierung, (2) Förderung
der betrieblichen Innovationsfähigkeit und technologieori-

entierter Unternehmen sowie (3) Ausbau von regionalen
und sektoralen Kooperationsstrukturen definiert. Neben
diesen stehen die Querschnittsziele Umwelt, Chancen-
gleichheit und Nachhaltige Stadtentwicklung (Niedersäch-
sisches Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
2007, S. 50 ff.). 

Das  Konvergenzgebiet  Lüneburg
Auf einer Gesamtfläche von 15.507 km² über insgesamt elf
Landkreise erstreckt sich das Konvergenzgebiet Lüneburg
zwischen den drei großen norddeutschen Ballungszentren
Hamburg im Norden, Bremen im Westen und Hannover im
Süden. Der dünn besiedelte Kreis Lüchow-Dannenberg bil-
det mit der Elbe und der ehemaligen innerdeutschen
Grenzregion die Begrenzung des Konvergenzgebietes in
östlicher Richtung. Zwar weist dieses Ziel-1-Gebiet mit
etwa 1,7 Mio. Einwohnern eine mit den benachbarten Bun-
desländern Mecklenburg-Vorpommern und Hamburg ver-
gleichbare Gesamtbevölkerungsgröße auf, die Bevölke-
rungsdichte liegt mit 110 Einwohnern pro km² jedoch
knapp unter der Hälfte des Bundesdurchschnitts (vgl. Nie-
dersächsisches Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr o.J., S. 2).
Gerade die wissensbasierte Entwicklung der regionalen
Wirtschaft markiert hier eine besonders anspruchsvolle
Aufgabe, da das im Konvergenzgebiet vorhandene Netz an
Forschungseinrichtungen und infrastrukturen vergleichs-
weise überschaubar ist. Da die Leuphana Universität Lüne-
burg die größte Hochschule und zugleich einzige Univer-
sität im Konvergenzgebiet ist, kommt ihr im Rahmen der
wissensbasierten Regionalentwicklung eine zentrale Rolle
zu. Das Land Niedersachsen hat das EU-Großprojekt Inno-
vations-Inkubator Lüneburg in enger Kooperation mit der
Leuphana Universität vor dem Hintergrund der Ergebnisse
einer SWOT-Analyse (Strengths, Weaknesses, Opportuni-
ties, Threats) konzipiert. Entscheidende Befunde der Studie
waren insbesondere die deutlich unterdurchschnittliche
Wirtschaftsentwicklung sowie weitere strukturelle Schwä-
chen in den Bereichen Innovationsfähigkeit der Kleinen
und Mittleren Unternehmen, Bildungsniveau der Bevölke-
rung und Beschäftigungssituation. So betrug das Bruttoin-
landsprodukt (BIP) je Einwohner im Konvergenzgebiet Lü-
neburg 2004 mit 19.523 Euro weniger als 75% des EU-
Durchschnitts (vgl. ebd., S. 8). Im Bereich der Produkt- oder
Verfahrensinnovationen fällt die erfolgreiche Beteiligung
am Innovationsgeschehen in der Ziel-1-Region im Vergleich
zum bundesdeutschen Durchschnitt mit ca. 9% weniger
Betrieben deutlich ab. In Bezug auf den Beschäftigtenanteil
in Betrieben mit durchgeführten Innovationen ergibt sich
diesbezüglich sogar eine negative Differenz von 13% (vgl.
ebd., S. 34). Des Weiteren fällt der Anteil von Beschäftigten
mit Hochschulabschluss in der Ziel-1-Region Lüneburg mit
6,5% sowohl gegenüber dem westdeutschen Durchschnitt
als auch im gesamteuropäischen Vergleich niedriger aus.
Lediglich Italien, Österreich und Portugal weisen einen ge-
ringeren Anteil hoch qualifizierter Erwerbstätiger auf (vgl.
ebd., S. 41). 
Angesichts der hier aufgezeigten Defizite gelangten die be-
teiligten Akteure zu der Überzeugung, dass es im Konver-
genzgebiet Lüneburg zur nachhaltigen Entwicklung der re-
gionalen Wirtschaft eines EU-Großprojektes mit einer aus-
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reichend großen Schwungmasse bedarf. Die Leuphana Uni-
versität Lüneburg erschien hierzu als der am Besten geeig-
nete Partner. Der Innovations-Inkubator Lüneburg soll die
Leuphana Universität Lüneburg zum Motor einer regiona-
len Wirtschaftsentwicklung werden lassen und der gesam-
ten Region einen nachhaltigen Wachstums- und Entwick-
lungsschub verleihen. 

44..  DDeerr  „„LLüünneebbuurrggeerr  WWeegg““  ––  
VViieellffäällttiiggee  AAnnssäättzzee  ffüürr  ddiiee  rreeggiioonnaallee  
WWiirrttsscchhaaffttsseennttwwiicckklluunngg  dduurrcchh  ddiiee  nneeuu  
aauuffggeesstteellllttee  LLeeuupphhaannaa  UUnniivveerrssiittäätt  LLüünneebbuurrgg  

MMit dem Einsatz von EFRE-Fördermitteln für die Wissen-
schaft verfolgen die Europäische Kommission, das Land
Niedersachsen und die Leuphana Universität Lüneburg
einen innovativen, in dieser Form bisher noch nicht einge-
schlagenen Weg der europäischen Strukturpolitik. Die Idee
der Bündelung von wirtschaftlichen und wissenschaftlichen
Kompetenzen hat in der Vergangenheit bereits zu einer
Reihe von Herausbildungen von oftmals branchenspezifi-
schen Wirtschafts-, Wissenschafts- und Technologiezen-
tren, den sog. „Clustern“2 geführt. Einer detaillierten Dar-
stellung des Innovations-Inkubators Lüneburg in konzep-
tioneller und inhaltlicher Hinsicht folgt ein kurzer Exkurs zu
den zwei internationalen Cluster-Beispielen „Silicon Valley“
und „Sophia Antipolis“ sowie der Frage, welche Ähnlichkei-
ten und Unterschiede hier bestehen.

Das  Konzept  des  Innovations-IInkubators  Lüneburg  
Der Innovations-Inkubator Lüneburg stellt ein konsistentes
und ausdifferenziertes Konzept zur regionalwirtschaftlichen
Entwicklung des Konvergenzgebiets Lüneburg dar. Dieses
setzt sich aus einem Portfolio von insgesamt 16 abgestimm-
ten, aufeinander aufbauenden und miteinander verbunde-
nen Teilmaßnahmen zusammen. Dabei basiert die Konzep-
tion auf dem Ansatz, die Möglichkeiten und Stärken der
Leuphana Universität Lüneburg für die Regionalentwick-
lung zu nutzen und durch die EFRE-Förderung die positiven
Effekte für die Region nachhaltig zu verstärken. 

Die Umsetzung des Innovations-Inkubators Lüneburg er-
folgt vor allem in den sogenannten Gefäßen der Leuphana
Universität Lüneburg: dem „Leuphana College“ für das
grundständige Studium auf Bachelor-Niveau, der „Graduate
School“ für die Master- und Promotions-Programme und
der „Professional School“ für berufsbegleitende Weiterbil-
dung und Transferprojekte. In dem Ausbau und der Förde-
rung dieser Gefäße in Form zusätzlicher Angebote und Pro-
jekte wird auch vor dem Hintergrund der bereits jetzt schon
existierenden engen Verzahnung mit der regionalen Wirt-
schaft in besonderem Maße regionalwirtschaftliches Ent-
wicklungspotential gesehen. Querschnittsorientierte Maß-
nahmen für das Projektmanagement und die Infrastruktur
komplettieren das kohärente Maßnahmen-Set des EU-
Großprojektes, welches insgesamt die in der SWOT-Analyse
aufgezeigten Defizite des Konvergenzgebietes adressiert.
Das „Herzstück“ des Innovations-Inkubators Lüneburg bil-
den bis zu 14 international besetzte und transdisziplinär
ausgerichtete Forschungskooperationen, die als innovative
„Kompetenztandems“ initiiert werden und auf forschungs-
basierte Geschäftsentwicklungen zielen. Internationale
Spitzenforscherinnen und Spitzenforscher sollen sich dazu,
optional mit ihren Teams, an der Leuphana Universität Lü-
neburg ansiedeln und in enger Zusammenarbeit mit For-
schenden aus der Region Frage- und Problemstellungen der
Praxis wissenschaftlich bearbeiten. Mit diesen fachlich breit
angelegten, anwendungsorientierten und durchschnittlich
dreijährigen Forschungs- und Transferprojekten sollen so
ein hohes Innovationspotential für die Region Lüneburg
realisiert und ca. 120 zusätzliche internationale und natio-
nale Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler für bis zu
drei Jahre rekrutiert werden. Ihre Funktion besteht darin,
zusätzliche Forschungsgebiete an der Universität zu etablie-
ren, durch die sich das Angebot der Leuphana Universität
Lüneburg an Kleine und Mittlere Unternehmen und andere
Praxispartner aus der Region wesentlich erweitert und auch
das Forschungsprofil der Leuphana Universität Lüneburg
deutlich sichtbar wird. Die Kompetenz-Tandems werden
durch die signifikante Stärkung der Forschungskraft zur
Schaffung und Sicherung dauerhafter regionaler Arbeits-
plätze in zukunftsorientierten Branchen beitragen.
Eine weitere repräsentative Teilmaßnahme, die der anwen-
dungsorientierten Forschungs- und Entwicklungsprojekte
unter dem Dach der Professional School, beinhaltet Koope-
rationen mit regionalen Praxispartnern, primär Kleinen und
Mittleren Unternehmen, um diese bei der Entwicklung von
innovativen und marktfähigen Lösungsansätzen zu unter-
stützen. Durch bis zu 16 maßgeschneiderte, auf regionale
Bedarfe zugeschnittene F&E-Vorhaben dieser Art sollen
Forschungsergebnisse schnell in die Praxis umgesetzt und
entsprechende Produkt- und Prozessinnovationen in Unter-
nehmen der Region etabliert werden. 
Die Graduate School mit ihrem Angebot an Master- und
Promotions-Studiengängen wurde als Instrument identifi-
ziert, um dem forschungsorientierten Ausbildungs- und

Abbildung 2: Die Teilmaßnahmen und Einzelprojekte des
EU-Großprojekts

2 Bei Clustern handelt es sich um „eine regionale Konzentration und Zusam-
menarbeit von Unternehmen, weiteren Institutionen in der Region […]
sowie von Vertretern wissenschaftlicher Einrichtungen (Universitäten,
Fachhochschulen)“, die auf unterschiedlichen Gebieten und mit unter-
schiedlichen Zielsetzungen kooperieren (vgl. Damkowski 2006, S. 125).
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Qualifizierungsbedarf im Konvergenzgebiet innovativ zu
begegnen. Im Rahmen der forschungsorientierten tertiären
Ausbildung der Graduate School sollen KMU-relevante Fra-
gestellungen, wie beispielsweise Forschungsansätze zur Un-
ternehmensgründung, behandelt werden, wozu Gastpro-
fessuren mit einem mittelstandsorientierten Profil rekrutiert
werden. Die Ergebnisse dieser Forschungsarbeiten fließen
direkt in die Teilmaßnahme der Professional School „Exis-
tenzgründungen“ ein und beeinflussen unmittelbar das
Gründungsgeschehen. Durch die den Kompetenz-Tandems
inhärente verstärkte Internationalisierung und eine damit
gesteigerte internationale Sichtbarkeit der Leuphana Uni-
versität sollen für die Graduate School mehr internationale
Promovenden gewonnen und zusätzliche Anreize für re-
nommierte Gastprofessoren geschaffen werden. Unter Ein-
bindung internationaler Spitzenforscher der Kompetenz-
tandems werden mit dem wissenschaftlichen Nachwuchs
der Graduate School Forschungsprojekte durchgeführt und
so Kooperationen mit Unternehmen in der Region sowie
internationale Netzwerke aufgebaut. 
Diese Maßnahmen und Prozesse werden durch eine eigene
Teilmaßnahme zur „Regionalen Vernetzung“ verstärkt, in
der die erforderlichen Strukturen und Formate geschaffen
werden sollen, die den Transfer von Wissen und Ideen von
der Hochschule in die Region gewährleisten. 
Durch die Entwicklung und Bearbeitung von „Case Studies“
– forschungsbasierten Fallbeispielen aus der unternehmeri-
schen Praxis für den Einsatz in der Lehre – wird der Aus-
tausch zwischen Wissenschaft und Wirtschaft intensiviert,
und es werden zusätzliche innovative Formate für die Aus-
und Weiterbildung in Graduate School und Professional
School geschaffen. 
Im Leuphana College, dem Gefäß für das Bachelor-Studium
als erster Stufe der Hochschulausbildung, werden die
Grundlagen für weitere akademische Qualifizierungen ge-
schaffen. Dazu zählen z.B. die Master- und Promotions-Stu-
diengänge der Graduate School. Darüber hinaus bedient
das College auch den regionalen Arbeitsmarkt mit qualifi-
zierten Arbeitskräften und spielt vor dem Hintergrund, dass
die Leuphana die einzige Universität im Konvergenzgebiet
ist, eine zentrale Rolle auf diesem Gebiet. So können die
Studierenden bereits studienbegleitend durch Praktika und
Projektstudien Praxiserfahrungen sammeln und ein erstes
Netzwerk mit der regionalen Wirtschaft aufbauen. Die Ver-
netzung des Colleges mit den Kompetenztandems ermög-
licht schließlich die direkte Einbindung der Studierenden in
die Bearbeitung von Forschungsfragen, wie auch spezifi-
sches Coaching und eine internationale Vernetzung der
Studierenden. 
Die Professional School bildet das Dach für Weiterbildungs-
und Transferaktivitäten der Leuphana Universität und geht
insbesondere mit ihren Weiterbildungsangeboten auf die
Bedarfe der in der Region ansässigen KMU ein. Mitarbeiter
regionaler KMU können an berufsbegleitenden Studiengän-
gen sowie ggf. Zertifikatskursen der Leuphana Professional
School teilnehmen. Dadurch wird ein Austausch in zwei
Richtungen erreicht: einerseits werden Fach- und
Führungskräfte von der Universität wissenschaftlich weiter
qualifiziert, andererseits werden aktuelle Themen, Fra-
gestellungen und ggf. Lösungsansätze aus den Unterneh-
men in die Universität hineingetragen.

Die vorgesehenen informationstechnologischen Maßnah-
men, die Tools für das Projektmanagement und eine regio-
nale Wissensdatenbank insbesondere zum Nutzen von
KMU beinhalten, sowie die bautechnische Teilmaßnahme
schaffen schließlich die infrastrukturellen Voraussetzungen
für eine nachhaltige Wirtschaftsentwicklung. Insbesondere
soll mit einem neuen Innovations- und Forschungszentrum
als Bestandteil des vom weltbekannten Architekten Daniel
Libeskind entworfenen Zentralgebäudes der Leuphana Uni-
versität Lüneburg ein Ort für die Verstetigung auch interna-
tionaler Spitzenforschung in Lüneburg und damit für eine
nachhaltige Entwicklung der Region geschaffen werden.
Die bereits mit dem Nachhaltigkeits- und Innovationspreis
2009 „Architektur mit Energie“ des Bundeswirtschaftsmini-
steriums ausgezeichnete Gebäudeplanung setzt in Umwelt-
freundlichkeit, Funktionalität, Design und Kreativität neue
Maßstäbe für innovative Forschungsinfrastruktur mit globa-
ler Relevanz und Sichtbarkeit. 
Insgesamt decken die geplanten Teilmaßnahmen die ver-
schiedenen Phasen akademischer Ausbildung, wissen-
schaftlicher Nachwuchsförderung, praxisorientierter Wei-
terqualifizierung sowie von Forschung und Entwicklung in
einem einzigen umfassenden, integrativen und kohärenten
Projekt ab, das die in der SWOT-Analyse identifizierten
strukturellen Schwächen der Zielregion präzise adressiert:
• Durch verbesserte Aus- und Weiterbildung wird das Qua-

lifikationsniveau im Konvergenzgebiet deutlich gestei-
gert; insbesondere den für den regionalwirtschaftlichen
Erfolg entscheidenden wissensintensiven Branchen wird
hochqualifiziertes Personal zur Verfügung gestellt. 

• Der eher schwach ausgeprägten Forschungsneigung der
KMU wird durch gezielte Kooperationen in Verbund- und
Entwicklungsprojekten begegnet.

• Im Rahmen der Kompetenztandems werden Spin Offs
und Ansiedlungen intendiert, um so die Schaffung und Si-
cherung dauerhafter Arbeitsplätze zu erreichen. Gleich-
zeitig wird die Gründungssituation im Konvergenzgebiet
verbessert.

• Das gesteigerte Qualifikationsniveau wird gemäß der Er-
kenntnis, dass Bildung der Schlüssel zu wirtschaftlichem
Erfolg im 21. Jahrhundert ist, Produktivität und Einkom-
mensniveau im Konvergenzgebiet spürbar erhöhen.

• Infrastrukturell wird mit der Errichtung eines hochmoder-
nen Innovations- und Forschungszentrums ein Ort ge-
schaffen, der Nachhaltigkeit und Verstetigung des Er-
reichten sichert.

Die genannten Wirkketten nutzen damit in voller Breite die
Stärken und Möglichkeiten der einzigen Hochschule im
Konvergenzgebiet und machen den Innovations-Inkubator
Lüneburg zu einem effektiven und qualifizierten Instrument
der Regionalentwicklung. Die ausschnittsweise illustrierte
Verknüpfung, das hohe Maß an Konsistenz und damit die
synergetischen Wirkungen der verschiedenen Teilmaßnah-
men untereinander bilden gemeinsam das Fundament für
Wirksamkeit und Erfolg des EU-Großprojekts Innovations-
Inkubator Lüneburg. 
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Konzeptionelle  und  strukturelle  Unterschiede  des  Innova-
tions-IInkubators  Lüneburg  zu  anderen  regionalen  Wirt-
schaftsclustern
Die Ansiedelung und Ausgründung von Unternehmen und
Einrichtungen aus wissensintensiven Wirtschaftsbranchen
in einem universitären Umfeld ist von der Grundidee her
bekannt und keine neue Entwicklung. Den weltweit wohl
bekanntesten Cluster für den Bereich Informationstechno-
logie stellt das kalifornische Silicon Valley dar (vgl. Damko-
wski 2006, S. 126f.). Neben diesem rund um die Stanford
Universität gewachsenen Ballungsraum der High-Tech-In-
dustrie, in dem sich auf rund 3.000 km² mehrere Tausend
Unternehmen in über 30 Städten konzentrieren (vgl. Ko-
operation International 2009 (1), 1), sind in den vergange-
nen Jahrzehnten auch in Europa eine Reihe vergleichbarer
Wirtschaftscluster entstanden. Exemplarisch soll an dieser
Stelle der südfranzösische Wissenschaftspark Sophia Anti-
polis erwähnt werden, welcher „das bekannteste europäi-
sche Beispiel für einen auf staatliche Initiative zurückgehen-
den Cluster ist“ (Krafft 2006, S. 34). Das bereits im Jahre
1969 im Rahmen staatlicher Regionalisierungsbestrebun-
gen entwickelte Wissenschaftszentrum umfasste 2008 rund
1.400 Unternehmen mit knapp 30.000 Beschäftigten aus
70 Ländern (vgl. Kooperation International 2009 (2), 1)
und wird wegen der hohen Konzentration von wissensin-
tensiven Unternehmensbranchen und des gründungs-
freundlichen Umfelds auch „das europäische Silicon Valley“
(Joeres 2009) genannt. Obwohl zwischen diesen beiden
Beispielen regionaler Clusterbildung und Wirtschaftsent-
wicklung zahlreiche Parallelen bestehen, unterscheiden sie
sich in ihrem Ursprung doch grundsätzlich: Während das
amerikanische Silicon Valley einst eher zufällig v.a. durch
Ausgründungen von Absolventen und Mitarbeitern im Um-
feld der Stanford Universität entstand, ist die Gründung des
französischen Sophia Antipolis nicht auf die Nähe zu einer
regionalen Universität, sondern auf eine auf Staatsebene
geplante und umgesetzte Initiative zurückzuführen (vgl.
Longhi 1999, S. 334).
Mit Blick auf seine Genese stellt der Innovations-Inkubator
Lüneburg eine Art „Hybrid-Modell“ dar: hier wird ein An-
satz verfolgt, der planmäßig die Universität zentral zum Kri-
stallisationspunkt regionaler Wirtschaftsentwicklung
macht. Schließlich ist die Leuphana Universität Lüneburg
als endbegünstigte Einrichtung des vom Land Niedersach-
sen beantragten EU-Großprojekts jener entscheidende Ak-
teur, der gemäß der Maxime „Investitionen in Köpfe“ im
Konvergenzgebiet Lüneburg konkrete Konzepte und Er-
kenntnisse für die Unternehmen der Region generiert und
damit die Schaffung von Arbeitsplätzen in zukunftsorien-
tierten Wirtschaftsbranchen ermöglicht. 

Ausblick:  Die  Umsetzung  des  Innovations-IInkubators  hat
begonnen  
Nach der Genehmigung des Innovations-Inkubators Lüne-
burg durch die Europäische Kommission im August 2009
hat die Leuphana Universität Lüneburg unmittelbar mit der
Umsetzung des EU-Großprojektes begonnen. Im Folgenden
wird eine Auswahl der zahlreichen bereits laufenden Akti-
vitäten vorgestellt.
Im Rahmen des Inkubators entstehen drei bis vier Bran-
chencluster, die jeweils aus mehreren Kompetenztandems

und weiteren Aktivitäten aus den anderen Teilmaßnahmen
bestehen. Das erste Cluster entsteht im Bereich Online-Me-
dien: Im April 2010 hat die Strukturkommission des Landes
Niedersachsen das Kompetenztandem „Fernsehen 2.0“ zur
Förderung empfohlen, das sich derzeit in der abschließen-
den förderrechtlichen Prüfung der zuständigen Stellen des
Landes Niedersachsen befindet. Das Projekt fokussiert auf
Veränderungen und Chancen aus dem über alle demogra-
phischen Gruppen hinweg festzustellenden Zuschauer-
schwund im Fernsehen. In der Konsequenz werden zum
einen öffentlich-rechtliche und private Fernsehsender in
ihrem Kerngeschäft in Frage gestellt, zum anderen müssen
sich Zulieferer für das Fernsehen neu organisieren. Dabei
werden erprobte, profitable Geschäftsmodelle durch uner-
probte – und in der Regel nicht-profitable – ökonomische
Systeme ersetzt. Die Produktion, Rezeption und mediale
Verwertung von nutzergenerierten Bewegtbildern eröffnet
eine Reihe von Forschungsfragen. Das Kompetenztandem
wird dazu eine Online-Video-Plattform einrichten, auf der
Produktionsprozesse, Rezipientenverhalten und kreati-
vwirtschaftliche Geschäftsmodelle für nutzergeneriertes
Video unter Marktbedingungen untersucht werden.
Auch für den zweiten Clusterbereich Versorgungsmanage-
ment ist bereits ein Kompetenztandem zur Förderung em-
pfohlen worden: Bei chronischen psychischen Erkrankun-
gen ist eine effektive und kontinuierliche Behandlung über
den Verlauf hinweg von entscheidender Bedeutung. Bisher
werden Menschen mit psychischen Erkrankungen häufig
mit lückenhaften, unkoordinierten und nicht am Krank-
heitsverlauf orientierten Behandlungsansätzen versorgt.
Das Kompetenztandemvorhaben „Grundlagen und Eva-
luierung der integrierten Versorgung psychisch erkrankter
Menschen“ setzt hier an. Es zielt auf das systemische Ver-
ständnis und die Evaluation eines integrierten ambulanten
Versorgungsansatzes in der Psychiatrie, um so die Versor-
gung psychisch Kranker nachhaltig zu verbessern.
In der Teilmaßnahme „Verbund- und Entwicklungsprojekte
mit KMU“ wurden bereits vier Anträge für anwendungsori-
entierte Forschungs- und Entwicklungsprojekte zur Begut-
achtung vorgelegt, die alle durch das Land bewilligt wurden
und seit Februar 2010 umgesetzt werden:
• „Wirtschaften in Netzen – Absatzmärkte für KMU als Bei-

trag zur nachhaltigen Entwicklung der Region“,
• „FeQuan- Sensorsystem zur Früherkennung von Verocke-

rungstendenzen in hydraulischen Systemen“,
• „Programmentwicklung für den Aufbau eines Fahrsimula-

tionszentrums“,
• „Operations Excellence für KMU“.

In den Vorhaben arbeiten die Professuren der Leuphana
Universität Lüneburg mit jeweils mindestens einem, teil-
weise auch mehreren externen Kooperationspartnern aus
Wirtschaft und Verbänden zusammen. In der Leuphana
Graduate School wurden unter anderem vier Gastprofessu-
ren in den Themenfeldern Umwelt und Nachhaltigkeit in
der Region, regionale Kulturförderung, Entrepreneurship
für regionale Unternehmen sowie Public Administration
und regionale Entwicklung ausgeschrieben. 
In der Teilmaßnahme „Existenzgründungsprojekte“ wurden
seit Januar 2010 zahlreiche Gründungsberatungen durchge-
führt sowie die Vernetzung mit diversen Partnern für wis-
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sensintensive Gründungsprojekte intensiviert. Gründungs-
interessierte werden vom Projektteam umfassend von der
Ideenfindung über die Konkretisierung bis zur Umsetzung
ihrer Gründungsidee beraten.
In den vergangenen Monaten ist das EU-Großprojekt auf
eine große regionale und auch überregionale Resonanz in
Medien und Öffentlichkeit sowie in Wirtschaft und Wissen-
schaft gestoßen. In zahlreichen Veranstaltungen und Infor-
mationsgesprächen mit verschiedensten Unternehmen, In-
dustrie- und Handelskammern, Handwerkskammer, den
Wirtschaftsförderern des Konvergenzgebietes, den Landrä-
ten der Kreise im Projektgebiet und weiteren regionalen
Akteuren wurden und werden die sich aus dem Innova-
tions-Inkubator Lüneburg ergebenden Chancen für die re-
gionale Wirtschaftsentwicklung vorgestellt. 
Der Innovations-Inkubator Lüneburg unterzieht sich im
Rahmen des Monitoring einer umfassenden und unabhän-
gigen Erfolgskontrolle. Als Gradmesser wurde dazu von der
EU Kommission ein umfangreiches und ausdifferenziertes
Set überwiegend quantifizierter Input-, Output- und Ergeb-
nisindikatoren vorgegeben. Zu diesen zählen u.a. die An-
zahl neu geschaffener Arbeitsplätze, die Anzahl der Neu-
und Ausgründungen kleiner und mittlerer Unternehmen
(KMU) sowie die Anzahl der an Projekten beteiligten Wirt-
schaftsbranchen und Unternehmen. Weitere Messwerte
beziehen sich auf die Förderung individueller Aus- und
Weiterbildungsangebote, welche v.a. in den Gefäßen „Leu-
phana College“, und „Leuphana Professional School“ veran-
kert sind. Mit diesen Indikatoren soll u.a. der Erfolg der In-
itiativen zur Schaffung eines höheren Qualifikationspotenti-
als für die wirtschaftliche Entwicklung des Konvergenzge-
biets Lüneburg überprüft werden. 
Mit der Bundesagentur für Arbeit (BA) konnte außerdem
ein starker und renommierter Partner für die Zusammenar-
beit auf dem Gebiet des Monitoring gewonnen werden.
Zwischen den Projektverantwortlichen sowie Vertretern der
BA findet regelmäßig ein enger Austausch zur Bereitstellung
und Evaluierung von sozioökonomischen Daten des Kon-
vergenzgebiets Lüneburg statt. Wesentliche Bedeutung
kommt in diesem Kontext der von der BA neu eingerichte-
ten Informations- und Kommunikationsplattform „Regiona-
ler Arbeitsmarktmonitor“ zu. Diese soll in der Arbeitsagen-
tur Lüneburg pilotiert werden und kann durch Grundlagen
zu regionalen Strukturmerkmalen wichtige Interpretations-
hilfen bei der Evaluierung der Teilmaßnahmen sowie des In-
novations-Inkubators Lüneburg und dessen regionalen Aus-
wirkungen liefern. Dabei steht insbesondere die Transpa-
renz hinsichtlich der Arbeitsmarktentwicklung sowie be-
züglich weiterer Strukturindikatoren der Region im Vorder-
grund. Die BA profitiert von dieser Kooperation durch die
Erprobung des Regionalen Arbeitsmarktmonitors in einer
Region, welche durch den Innovations-Inkubator Lüneburg
erkennbare Impulse hinsichtlich Arbeitsmarkt und Beschäf-
tigten erhalten wird, und durch einen Erfahrungsgewinn
hinsichtlich der regionalen Effekte von vornehmlich wis-
sensbasierten Großvorhaben.

Zwischenfazit
Mit dem EU-Großprojekt Innovations-Inkubator Lüneburg
ist ein ambitioniertes Vorhaben auf den Weg gebracht wor-
den, welches – explizit die Zielvorgaben der Lissabon-Stra-

tegie verfolgend – Modellcharakter für künftige Projekte
der europäischen Regionalentwicklung haben kann. Inves-
titionen vornehmlich in Köpfe stellen in gewisser Hinsicht
eine Abkehr von der bisherigen Philosophie der stark infra-
strukturorientierten EU-Regionalförderung dar, folgen aber
dabei der Annahme, dass künftige Wirtschaftsentwicklung
und Wertschöpfung vor allem in wissensintensiven Bran-
chen stattfinden werden. Genau darauf zielt die Gesamt-
konzeption des Innovations-Inkubators Lüneburg ab. Die
Grundlagen dafür, dass die Leuphana Universität Motor
einer nachhaltigen regionalen Entwicklung wird, sind ge-
legt. Rund ein Jahr nach seiner Genehmigung durch die EU-
Kommission ist die Umsetzung des Innovations-Inkubators
Lüneburg und zahlreicher Einzelaktivitäten erfolgreich an-
gelaufen. Die Resonanz auf das EU-Großprojekt ist groß,
das Interesse auch im internationalen Umfeld bereits spür-
bar. Der Innovations-Inkubator Lüneburg befindet sich ins-
gesamt auf einem guten Weg, das Ziel einer erfolgreichen
Regionalentwicklung zu erreichen.
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konzepten/mustern einen Überblick über Projektver-
anstaltungen in Mathematik, Informatik und Ingeni-
eurwissenschaften. Diese Fächer kennen Projektver-
anstaltungen i.d.R. nur im Hauptstudium. Solche Ver-
anstaltungen bieten mehr als andere Veranstaltungs-
formen die Chance, über den Wissenserwerb hinaus
die Studierenen zahlreiche handlungsbezogene Kern-
kompetenzen erwerben zu lassen. Die TU Darmstadt
hat solche Veranstaltungen mittlerweile in vielen
Fachrichtungen erfolgreich eingeführt. Der Band bie-
tet Anregungen zur Realisierung solcher Konzepte in
der eigenen Lehre und kann als Argumentations- und
Modellbasis in Studienreformdebatten dienen.
Besonders interessant für alle Lehrenden der Mathe-
matik, Informatik und Ingenieurwissenschaften, Studi-
endekane, Projektmanager/innen in Modellversuchen
und Studienreformprojekten, Mitglieder von Studien-
und Curriculumkommissionen, Evaluations- und Ak-
kreditierungsagenturen sowie professionellen Hoch-
schuldidaktikern. 

Bestellung - Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, Fax: 0521/ 923 610-22 



24 Fo 1/2010

Forschungsentwicklung Fo

RReennéé  KKrreemmppkkooww

Wissenschaft  oder  Wirtschaft?  -  Arbeitsmarkt  und  
Perspektiven  für  Promovierte  in  Deutschland

René Krempkow

Ein  zentrales  Ergebnis  der  Analyse  von  Promoviertenbefra-
gungen  für  den  aktuellen  Bundesbericht  zur  Förderung  des
Wissenschaftler-NNachwuchses  in  Deutschland  (BuWiN
2008)  war:  Promovierte  sind  durchschnittlich  erfolgreicher
als  Nichtpromovierte  unter  den  Hochschulabsolventen.  Die
Mehrheit  hat  hochqualifizierte  und  gut  bezahlte  Jobs  (rund
70%).  Rund  10%  finden  sich  in  inadäquaten  Bereichen;  da-
zwischen  liegen  20%,  die  man  unterschiedlich  beurteilen
kann.  Dabei  hängt  es  nicht  nur  vom  Abschluss  ab,  welche
Chancen  auf  eine  adäquate  Tätigkeit  bestehen.  Dafür  sind
insbesondere  der  Beschäftigungssektor  und  natürlich  das
Fach  wichtig.  Darüber  hinaus  können  auch  andere  (z.B.  in-
dividuelle)  Erfolgsfaktoren  bedeutsam  sein.  Die  zwei  zen-
tralen  hier  zu  beantwortenden  Fragen  lauten  daher:  Wie
sind  die  Arbeitsmarktchancen  von  Promovierten  in  Wissen-
schaft  oder  Wirtschaft?  Womit  hängen  sie  zusammen?  Sol-
che  Fragen  beschäftigen  viele  Promovierende,  aber  mit  zu-
nehmender  Professionalisierung  von  Graduate  Academies,
Gaduate  Schools  und  Carreer  Centers  werden  sie  auch  für
diese  immer  bedeutsamer.

11..  AArrbbeeiittssmmaarrkkttcchhaanncceenn  iinn  
WWiisssseennsscchhaafftt  uunndd  WWiirrttsscchhaafftt

EEine Promotion bedeutet in Deutschland anders als einigen
Nachbarländern wie z.B. Frankreich nicht von vornherein
eine relativ starke Festlegung auf die Hochschulkarriere.
Dies geschieht hier erst bei Habilitation bzw. Juniorprofes-
sur (siehe BuWiN). Gerade die ersten Jahre nach der Pro-
motion bedeuten für viele der (potentiellen) Nachwuchs-
wissenschaftler/innen damit eine erneute Phase der Orien-
tierung und Prüfung der unterschiedlichen Optionen inner-
halb und außerhalb der Hochschule (BuWiN 2008; Janson
2007, S. 76; Enders/Bornmann 2001). Auf der Basis bisheri-
ger Studien konnte zudem festgestellt werden, dass Promo-
vierte, die vor ihrem Abschluss durch die Art ihrer Finanzie-
rung und Einbindung nur wenig in den Hochschulbetrieb
integriert wurden (z.B. Externe), nach ihrem Abschluss nur
noch schwer für eine Hochschulkarriere gewonnen werden
können. Ein großer Teil der Promovierten arbeitet an-
schließend in der Privatwirtschaft (BuWiN 2008, S. 121,
130). Dass 10 Jahre nach Abschluss der Promotion die
Mehrheit aller Promovierten außerhalb von Hochschulen
arbeiten, hängt wahrscheinlich auch damit zusammen, dass

die Promovierten in allen untersuchten Fächern im privaten
Sektor höhere Chancen auf Führungspositionen haben und
höhere Einkommen erzielen (siehe Grafiken). 
Selbst bei stärker auf die Wissenschaft orientierten ehemali-
gen DFG-Stipendiat/innen (im Regelfall mit Habilitations-
Stipendium) zeigte sich, dass die Einkommen in dieser Rich-
tung differieren: Es ist bei denjenigen, die in die Privatwirt-
schaft gingen, deutlich höher ist als bei denjenigen, die im
Öffentlichen Dienst bzw. an Hochschulen arbeiten. Dies gilt
wiederum für alle Fächergruppen, wenngleich in unter-
schiedlichem Ausmaß (Enders/Mugabushaka 2004, S. 29).
Auf die vielschichtigen möglichen Ursachen kann an dieser
Stelle nicht eingegangen werden (vgl. hierzu z.B. Janson u.a.
2007, Webler 2009, BuWiN 2008, Krempkow 2009b,
Grühn u.a. 2009). Hier geht es zunächst um den Befund an
sich, da zu diesem in zahlreichen Gesprächen gegenüber
dem Verfasser oft Verwunderung geäußert wurde und dem-
zufolge offenbar noch wenig bekannt ist. Für die Zeit nach
der Finanzkrise liegen zwar noch keine Ergebnisse vor. Eine
der bisher wenigen vorliegenden Untersuchungen zu Pro-
movierten über Zeiträume von Jahrzehnten deutet jedoch
darauf hin, dass in schwierigeren Zeiten eher eine Verdrän-
gung „von oben nach unten“ stattfindet und Promovierte
von dieser Krise tendenziell weniger betroffen sein dürften
(vgl. Hartmann/Kopp 2001). Darauf deuten auch erste Aus-
wertungen eines Kooperationsprojektes am INCHER Kassel
hin (Heidemann u.a. 2009, S. 114, 116, 151, Webler/
Schomburg 2008). 
Für das Tätigkeitsfeld Hochschule spricht dagegen die
höhere Arbeitszufriedenheit, was insbesondere mit der
höheren Autonomie zusammenhängt (Krempkow 2008).
Neben Fach und Beschäftigungssektor können aber auch
potenzielle Erfolgsfaktoren aus Analysen zu Determinanten
beruflichen Erfolges zur (individuellen) Entscheidungsfin-
dung in den Blick genommen werden bzw. worden sein.
Dies zeigen mehrere inzwischen vorliegende Analysen zu
Determinanten beruflichen Erfolges (Grotheer 2009; Falk
u.a. 2009; Krempkow/Wilke 2009; Krempkow/Pastohr
2006; Enders/Bornmann 2001). Ein Grundmodell solcher
Analysen, das neben den verschiedenen Bündeln potentiel-

* Dieser Beitrag ist die überarbeitete und aktualisierte Fassung einer Präsen-
tation für ein Seminar des Centre interdisciplinaire d'étude et de recher-
ches sur l'Allemagne (CIERA) 2009 in Marly le Roi bei Paris.
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ler Erfolgsfaktoren auch den Prozesscharakter bzw. den
zeitlichen Ablauf einer Hochschulqualifikation einbezieht,
ist das nachfolgend dargestellte (detaillierter in Kremp-
kow/Pastohr 2006). Um Berufserfolg und seine (potentiel-
len) Determinanten adäquat zu erfassen, dabei genügt
eine einmalige Erhebung nicht. Vielmehr sind wiederholte
Befragungen notwendig, möglichst im Panel-Design (Be-
fragung derselben Absolventen zu verschiedenen Zeit-
punkten). Daher ist das Modell geteilt in einen oberen und
einen unteren Rahmen, die zwei Erhebungszeitpunkte un-
terscheiden (ein- bzw. erstmalige Befragung und Wieder-
holungsbefragung). Dies ist bislang jedoch leider nur sel-

ten erfolgt (in den Kasseler
Dresdner sowie in den HIS-
Absolventenstudien und
seit kurzem im IFQ-Promo-
vierenden-Panel.
Der berufliche Erfolg und
die Rahmenbedingungen
des Berufserfolges wie die
persönliche (z.B. familiäre)
Situation oder die (regional
unterschiedliche) Arbeits-
marktsituation in Über-
gangsphasen werden hier-
bei zunächst direkt nach
und ein bis zwei Jahre nach
Abschluss der Qualifikati-
onsphase erfasst. Mit
größerem zeitlichen Ab-
stand wird dies nochmals
mittels einer/mehrerer
Wiederholungsbefragung-
(en) erhoben. Als Ergebnis
solcher und o.g. ähnlicher
Analysen für Promovierte
zeigte sich mittels multip-
ler Regressionsberechnun-
gen, dass nicht unbedingt
die erwarteten Erfolgsfak-
toren wie eine kurze Dauer
der Qualifikation oder gute
Abschlussnoten entschei-
dend sind, sondern andere
Aspekte wichtiger sein
können. So zeigte sich dies
jüngst auch in den Auswer-
tungen des Bayrischen Ab-
solventen-Panels (BAP) am
IHF München (Falk u.a.
2009), ähnlich nun auch
bei HIS (Grotheer 2009) so
wie zuvor in älteren Unter-
suchungen (Überblick in
Krempkow 2007).

22..  WWaass  iisstt  wwiicchhttiigg  ffüürr
BBeerruuffsseerrffoollgg  iinn  
WWiisssseennsscchhaafftt  bbzzww..
WWiirrttsscchhaafftt??

IIm privaten Sektor sind den empirischen Analysen zufolge
für das Einkommen v.a. Aspekte wichtig, die auch ohne
Promotion Bedeutung haben. Dies sind v.a. Praxis-
erfahrung, Sozialkompetenzen, Auslandsaufenthalte, Kar-
riereorientierung, aber auch soziobiographische Merkmale
(nicht förderlich: Geschlechtzugehörigkeit weiblich, Eltern-
schaft). 
Im Hochschulsektor sind den (promovierten) Absolventen
oft andere Aspekte wichtig(er) als in der Privatwirtschaft.
So stehen für sie meist Aspekte der Arbeitszufriedenheit
wie eine hohe Autonomie und berufliche Anerkennung

Abbildung 1: Führungspositionen nach Promotionsfach und Beschäftigungssektor, 
Quelle: BuWiN (2008, S. 122)

Abbildung 2: Netto-Stundeneinkommen in Euro nach Promotionsfach/Beschäftigungssektor,
Quelle: BuWiN (2008, S. 123)
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(und v.a. für befriste Beschäftigte) berechenbare Zukunfts-
perspektiven stärker im Vordergrund (Krempkow 2007, S.
250, 2009b, S. 4). Zum Erreichen einer höheren Arbeitszu-
friedenheit und einer sicheren Position sind v.a. wissen-
schaftsinterne Faktoren wichtig: Dies sind insbesondere
Promotionsnote u. -alter, Vernetzung/Verankerung im Wis-
senschaftsbetrieb und Publikationen (Enders/Bornmann
2001). Ebenfalls relevant, aber entsprechend der Richtung
der gefundenen Zusammenhänge nicht förderlich sind: Un-
terbrechungen durch Arbeitslosigkeit, Geschlechtszu-
gehörigkeit weiblich, niedrige soziale Herkunft (Enders/
Bornmann 2001; Krimmer u.a. 2003, S. 22; Lenz u.a. 2006,
S. 456f.; Krempkow 2009a).

33..  EEiinnoorrddnnuunngg  ddeerr  EErrggeebbnniissssee

DDer kurz zusammengefasste Überblick über Ergebnisse der
bislang zu diesem Thema vorliegenden empirischen Analy-
sen zeigte, dass die mit beruflichem Erfolg einhergehenden
Aspekte sich in Wissenschaft und Wirtschaft deutlich unter-
scheiden (können). Dies stützt eine These von Hauss/Kau-
lisch (2009, S. 25), dass sich wissenschaftliche Arbeitsmärk-
te von vergleichbaren Arbeitsmärkten z.B. in Unternehmen
der Industrie in ihren Karrierestrukturen unterscheiden. Im
Arbeitsmarkt „Hochschule“ fehlen ausgefeilte Karrierelei-
tern, wie sie in der Privatwirtschaft existieren. Es liegt nahe,
dies auf ein grundsätzlich unterschiedliches Ressourcenma-
nagement zurückzuführen. Demnach diene im klassischen
Unternehmen die Produktivität eines Angestellten dem Ge-
samtwohl des Unternehmens, in der Wissenschaft eher
dem einzelnen Erzeuger von Erkenntnis zur Erhöhung sei-
ner Reputation und nicht der Organisation (Hauss/Kaulisch
2009, S. 25). Dem entsprechend sollten sich die Rekrutie-
rungskriterien und -mechanismen unterscheiden. Neuere
Steuerungs- bzw. Governance-Modelle könnten längerfri-
stig über ihre Anreizmechanismen aber wiederum eine

höhere institutionelle Bindung jener Wissenschaftler an
die Hochschulen begünstigen, die Erfolge erwarten las-
sen (vgl. auch Enders/Kaulisch 2006, 2005). Mit den
bislang verfügbaren Daten kann dies leider noch nicht
geprüft werden. Noch nicht abschließend empirisch er-
klärt werden kann bisher auch, warum Signale einer
höheren Leistungsfähigkeit und Zielstrebigkeit wie bes-
sere Abschlussnoten und kürzere Studien- und Promoti-
onszeiten in der Wissenschaft nur teilweise und außer-
halb der Hochschulen in den bislang untersuchten
Fächern eher selten mit höherem beruflichen Erfolg ein-
hergehen. Erwartet werden könnte, dass dies sowohl
dem Gesamtwohl des Unternehmens als auch dem ein-
zelnen Erzeuger von Erkenntnis nützt und sich in
Berufserfolg ummünzen lässt. Um diese und andere Zu-
sammenhänge genauer zu analysieren, sind weitere For-
schungen nötig. Einige Vorhaben, so auch am IFQ, wur-
den bereits auf den Weg gebracht (Übersicht vgl. Burk-
hardt u.a. 2008, S. 86) und lassen in den nächsten Jah-
ren entsprechende Erkenntnisse zu Promoviertenkarrie-
ren sowie zur Wirksamkeit von Governance-Modellen
erhoffen. 

44..  MMöögglliicchhee  SScchhlluussssffoollggeerruunnggeenn  
ffüürr  ddiiee  WWiisssseennsscchhaaffttsspprraaxxiiss

AAuch wenn mit der Beantwortung einer Frage z.T. neue
Fragen aufgeworfen wurden, lassen sich einige Dinge als
Fazit dieses Kurzbeitrags festhalten und mögliche Schluss-
folgerungen ableiten: 
Erstens: Eine möglichst frühe Entscheidung für oder gegen
die wissenschaftliche Laufbahn ist offenbar vorteilhaft. Ein
Wechsel zu einem späteren Zeitpunkt findet nur selten statt
und stößt auf strukturelle Schwierigkeiten (BuWiN 2008, S.
128; Enders/Bornmann 2001). 
Zweitens: Um z.B. in strukturierten Programmen der Pro-
movierendenausbildung eine frühe(re) Orientierung zu för-
dern und auf die (unterschiedlichen) Anforderungen der Ar-
beitsmärkte in Wissenschaft und Wirtschaft vorzubereiten,
könnten auch Erkenntnisse von Absolventen- und Promo-
viertenbefragungen, insbes. aus Analysen zur Arbeitsmarkt-
situation und zu Determinanten beruflichen Erfolges ge-
nutzt werden (zu solchen Potentialen vgl. Schmidt 2009;
Janson 2008; Reimer 2008; Krempkow/Pastohr 2006).
Konkret wurden hierzu bereits spezielle Career-Service-An-
gebote für Promovierte (bzw. in der Endphase befindliche
Promovierende) oder für Coaching-Angebote zu einem
„Plan B“ als mögliche Alternative zur Hochschulkarriere vor-
geschlagen (Schmidt 2009, Grühn u.a. 2009). Einige Uni-
versitäten wie Osnabrück, Konstanz und Freiburg haben be-
reits spezielle Ansprechpartner für Promovierte innerhalb
ihres Carreer-Service geschaffen, andere diskutieren dies. 
Drittens: Die Schlussfolgerung ist aber keineswegs zwin-
gend, dass sich Promovierende oder Ausbildungsprogram-
me an Arbeitsmarktlage und -anforderungen anpassen.
Dies wäre eine Überfrachtung der Aussagekraft solcher Stu-
dien. Wer seinen Interessen und Fähigkeiten folgt, könnte
(sich) auch selbst neue Forschungsfelder oder neue Arbeits-
felder schaffen (ggf. freiberuflich). Abgesehen von hoch-
schulspezifischen Fragestellungen (die sehr gut für die eige-
ne Hochschule konkrete Antworten ergeben können) sind

Abbildung 3: Grundmodell der Determinanten beruflichen Er-
folgs, angelehnt an Krempkow / Pastohr (2006)
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aus Ergebnissen anderer Hochschulen und aus bundeswei-
ten Studien eher über allgemein wirksame Zusammenhän-
ge und Grundprinzipien wie Rekrutierungsmechanismen
Schlüsse für die Zukunft abzuleiten. 
Viertens: Absolventenstudien (zu denen auch Promovier-
tenstudien gezählt werden) haben daher nach Janson
(2008) ihre Stärke nicht darin, dass sie fertige Lösungen von
Problemen aufzeigen. Vielmehr geben sie Hinweise auf zu
stellende Fragen, so z.B. nach den konkreten Zielen und
(impliziten) Modellen der Doktorandenausbildung an der
jeweiligen Hochschule bzw. Fakultät. Verschiedene und z.T.
in anderen Staaten bereits etablierte Modelle wurden u.a.
im BuWiN (2008, S. 264f.) und von Reinhardt (2007, S.
54f.) beschrieben und bezüglich ihrer Übertragbarkeit dis-
kutiert. Dies alles bietet eine Reihe von Anknüpfungspunk-
ten für Weiterentwicklungsmöglichkeiten in Deutschland.
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Liebe  Leserinnen  und  Leser,

nicht nur in dieser lesenden Eigenschaft (und natürlich für künftige Abonnements) sind Sie uns willkommen. 
Wir begrüßen Sie im Spektrum von Forschungs- bis Erfahrungsberichten auch gerne als Autorin und Autor. 
Der UVW trägt mit seinen Zeitschriften bei jahresdurchschnittlich etwa 130 veröffentlichten Aufsätzen 
erheblich dazu bei, Artikeln in einem breiten Spektrum der Hochschulforschung und Hochschulentwicklung 
eine Öffentlichkeit zu verschaffen.
• „Forschung über Forschung” (mit Beiträgen über neue empirische bzw. theoretische Ergebnisse 

der Wissenschaftsforschung), 
• „Entwicklung/politische Gestaltung/Strategie” (im Forschungsfeld),
• „Anregungen für die Praxis/Erfahrungsberichte”, aber ebenso 
• „Rezensionen”, 
• „Tagungsberichte” sowie
• „Interviews” 

Die Hinweise für Autorinnen und Autoren finden Sie unter: www.universitaetsverlagwebler.de
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In internationalen Forschungskooperationen kommt es
immer wieder zu Schwierigkeiten in der Zusammenarbeit.
Zu Projektbeginn kennen sich viele Partner nicht und eine
vertrauensvolle Basis muss erst einmal gefunden werden.
Partner, die zunächst sehr engagiert sind, ziehen sich im
weiteren Verlauf des Projekts zurück. Andere Partner brin-
gen sich inhaltlich nicht so aktiv ein, wie erwartet wird.
Wiederum andere entdecken etwas neues Spannendes und
verlieren das eigentliche Ziel aus den Augen.

Wesentliche Hürden, das ursprüngliche Ziel zu erreichen,
sind die räumliche Verteilung der Projektpartner, seltene
persönliche Kontakte von Angesicht zu Angesicht und un-
terschiedliche Arbeitskulturen in den einzelnen Partneror-
ganisationen. Das Training „Viele ziehen an einem Strang -
jetzt fehlt nur noch die gemeinsame Richtung" vertieft die
Themen Führung und Motivation und zeigt Ihnen dadurch,
wie Sie Ihr europäisches Konsortium zu einem Projektteam
zusammen schweißen können.

Ihr  Nutzen:
Ziel dieses Trainings ist es, Ihr Handlungsspektrum als Koor-
dinator weiterzuentwickeln. Sie lernen
• sich selber kennen,
• die Besonderheiten und Eigenarten Ihrer Projektpartner

einzuschätzen und einzusetzen,
• kritische Ereignisse zu analysieren,
• die einzelnen Phasen der Teamentwicklung zu erkennen,
• wie sie ihr Verhalten als Koordinator unterstützend an-

passen können,
• kulturelle Unterschiede zu erkennen,
• diese in der Gestaltung der Zusammenarbeit produktiv

einzusetzen,
• wie sie räumliche Trennung überbrücken können.

Methoden:
Der Schwerpunkt in diesem Training liegt auf Gruppenar-
beiten anhand von Fallbeispielen aus europäischen For-
schungsprojekten mit gezieltem Feedback von Seiten der
Trainer und anderer Teilnehmer. Benötigte theoretische
Hintergründe werden in der Gruppe gemeinsam mit den
Trainern erarbeitet. Die Teilnehmer sind eingeladen, eigene
Fallbeispiele in das Training mit einzubringen und in der
Teilnehmerrunde zu reflektiere.

Zielgruppen
Das Training richtet sich an Mitarbeiter aller kleinen und
mittleren Industrie- und Dienstleistungsunternehmen,
sowie an Mitarbeiter an Forschungsinstituten und Hoch-
schulen, die an interkulturellen Forschungs- und Entwick-
lungs-Kooperationen beteiligt sind und Ihr Handlungsspek-
trum als Projektleiter ausbauen wollen.

Veranstaltungsdatum: 
14.12.2010 - 15.12.2010

Veranstaltungsort: 
Räumlichkeiten des Steinbeis-Europa-Zentrums
Kienestr. 35, 70174 Stuttgart

Teilnahmegebühr:
850,00 Euro (zzgl. 7% Umsatzsteuer)

Weitere Informationen: 
http://www.steinbeis-europa.de/index.php5?file=
253&dev_id=882

Quelle: 
http://idw-online.de/pages/de/event29898, 13.07.2010

Training:  
„Interkulturelle  Teamarbeit:  Viele  ziehen  an  einem  Strang  ..."
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Wolff-Dietrich Webler (Hg.):
Universitäten am Scheideweg ?! - Chancen und Gefahren des gegenwärtigen 

historischen Wandels in Verfassung, Selbstverständnis und Aufgabenwahrnehmung
Ergebnisse des Hochschulforums Sylt 2008

IIsstt  ddeerr  WWeegg  vvoonn  ddeerr  IIddeeee  ddeerr  GGeemmeeiinnsscchhaafftt  ddeerr  LLeehhrreennddeenn  uunndd  LLeerr-
nneennddeenn  zzuu  UUnniivveerrssiittäätteenn  iinn  ddiiffffeerreennzziieerrtteenn  LLeeiissttuunnggsskkllaasssseenn  aallss
PPrroodduukkttiioonnssuunntteerrnneehhmmeenn  ffüürr  wwiirrttsscchhaaffttlliicchh  vveerrwweerrttbbaarree  EErrkkeennnnttnniiss-
ssee  uunndd  hhoocchh  qquuaalliiffiizziieerrttee  AArrbbeeiittsskkrrääffttee  uunnuummkkeehhrrbbaarr??  
GGiibbtt  eess  eeiinneenn  ddrriitttteenn  WWeegg??

Die Entwicklung hat sich schon Jahrzehnte abgezeichnet – jetzt ist
der Wandel in vollem Gange (und vermutlich unumkehrbar). Die
Universitätsleitungen in Deutschland sehen sich – von ihnen gewollt
oder nicht – einer Entwicklung gegenüber, die “ihre” Universität täg-
lich verändert und die – provokant zugespitzt – in die Formel gefasst
werden kann: 
Von der Idee der Gemeinschaft der Lehrenden und Lernenden in
grundsätzlich gleichen (gleichrangigen) Universitäten zu einem
Produktionsunternehmen in differenzierten Leistungsklassen, das
Wirtschaftlichkeitsregeln durchgängig folgt und das vordringlich
wirtschaftlich verwertbare Erkenntnisse und Arbeitskräfte erzeugt. 
Diese Situation, die die deutsche Universität so nachhaltig verän-
dern wird wie kaum etwas anderes vorher, stand im Zentrum des
Hochschulforums Sylt 2008. Dort wurde gefragt: 
Gibt es einen dritten Weg?
Die zentrale These lautet: Wenn nicht korrigierend eingegriffen
wird, dann wird die Universität als kollegiale Veranstaltung verlassen
– mit weitreichenden Folgen für Zusammenhalt, Produktivität,
Verantwortungsstrukturen, für Art, Niveau und Profil von For-
schung, Lehre und Studium bzw. Art, Niveau und Profil der Absol-
vent/innen. Bisherige kollegial integrative Meinungsbildungs-, Ent-
scheidungs-, personelle Ergänzungs-(Berufungs-)verfahren werden
von betriebsförmigen Strukturen abgelöst. Dieses Neue enthält
Chancen und Gefahren – in welchem Umfang und mit welchem Er-
gebnis ist offen. Das Ergebnis aber ist für die deutsche Gesellschaft
und weit darüber hinaus von allergrößter Bedeutung. Hier setzt das
in diesem Band vorgelegte Konzept des Hochschulforums 2008 an. 
Hochschulforscher, Universitätsrektoren/-präsidenten und Mitglie-
der aus Wissenschaftministerien haben sich für acht Tage in Klausur
begeben, mit dem Ziel die weiteren Konsequenzen der Maßnahmen
zu vergegenwärtigen und sich zu vergewissern, ob und wie diese
Folgen gewollt werden.
Das Ergebnis – bestehend aus Analysen und Handlungsempfehlun-
gen – wird hiermit vorgelegt. 
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QiW  2/2010
Qualitätsentwicklung

Forschung  über  Qualität  
in  der  Wissenschaft

Katrin Thumser-Dauth, Anne Töpfer &
Frank Gießelmann
Evaluation  von  Lehre  und  Studium  auf
drei  Ebenen  –  Das  Stuttgarter  
Evaluationsmodell  

Gerald Gaberscik
Überlegungen  zum  Thema  Qualität  in
Lehre  und  Studien  sowie  Forschung
und  Technologie

Gregor Bechtold & Jennifer Kreß
Projekt  „Clusterakkreditierung  
als  Vorbereitung  zur  
Systemakkreditierung“

Wolff-Dietrich Webler
Qualitätsfördernde  Wirkungen  
individueller  Lehrpreise?
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Barbara Schwarze, Michaela David, Bettina Charlotte Belker (Hg.): 
Gender und Diversity in den Ingenieurwissenschaften und der Informatik

ISBN 3-937026-59-2, Bielefeld 2008, 
239 S., 29.80 Euro

Gender- und Diversityelemente in Lehre und Forschung an den Hoch-
schulen tragen zu einer verstärkten Zielgruppenorientierung bei und stei-
gern die Qualität durch die bewusste Einbindung der Nutzerinnen und
Nutzer – seien es Studierende, Lehrende oder Anwenderinnen und An-
wender in der Praxis. Die Integration in die Lehrinhalte und –methoden
trägt dazu bei, die Leistungen von Frauen in der Geschichte der Technik
ebenso sichtbar zu machen wie ihre Beiträge zur aktuellen technischen
Entwicklung. Sie werden als Anwenderinnen, Entwicklerinnen, Forsche-
rinnen und Vermarkterinnen von Technik neu gesehen und sind eine in-
teressante Zielgruppe für innovative Hochschulen und Unternehmen. 
Parallel zeigt sich – unter Gender- und Diversityaspekten betrachtet – die
Vielfalt bei Frauen und Männern: Sie ermöglicht eine neue Sicht auf älte-
re Frauen und Männer, auf Menschen mit Benachteiligungen und/oder
Behinderungen, mit anderem kulturellen Hintergrund oder aus anderen
Ländern. 
In diesem Band stehen vor allem Entwicklungen und Beispiele aus Lehre,
Praxis und Forschung der Ingenieurwissenschaften und der Informatik im
Vordergrund, aber es werden auch Rahmenbedingungen diskutiert, die
diese Entwicklung auf struktureller und kultureller Ebene vorbereiten.  
Der Vielfalt dieser Themen entsprechen auch die verschiedenen Perspek-
tiven der Beiträge in den Bereichen:
• Strukturelle und inhaltliche Gestaltungsmöglichkeiten einer familien-

und gendergerechten Hochschule,
• Zielgruppenspezifische Perspektiven für technische Fakultäten,
• Gender- und Diversityaspekte in der Lehre,
• Gendergerechten Didaktik am Beispiel der Physik und der Mathematik,
• Gender und Diversity in der angewandten Forschung und Praxis.

Bestellung - Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, Fax: 0521/ 923 610-22 
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Dieser Band ist die erste Buchveröffentlichung, die die Funktion von
Lehrenden an der Hochschule in ihren vielschichtigen Beziehungen
systematisch untersucht und in den Mittelpunkt einer psychologi-
schen Betrachtung stellt. Der Hochschullehrer wird sowohl als han-
delndes Subjekt wie auch in seinem sozialen Kontakt zu Studieren-
den und in seiner Verflechtung mit der Institution Hochschule ana-
lysiert. Die verstreut vorliegenden empirischen Forschungsbefunde
zur Hochschullehrerpsychologie werden im Rahmen dieses integra-
tiven Konzepts aufgearbeitet und zur Grundlage für vielfältige Anre-
gungen zur Verbesserung der Lehrpraxis genutzt. 

Dieses Buch richtet sich vor allem an Psychologen, Pädagogen und
Hochschuldidaktiker, die an einem Überblick über die verschieden
Formen des Lehrverhaltens und die Rolle und Arbeitsbedingungen
von Lehrenden an der Hochschule interessiert sind. Aber auch für
betroffene Lehrende, soweit sie sich über die psychologische Seite
ihres Berufes und über theoretisch begründete Arbeitshilfen infor-
mieren möchten, ist dieses Buch sehr empfehlenswert.

ISBN 3-937026-31-2, Bielefeld 2004, 298 Seiten, 29.50 Euro

Bestellung - E-Mail: info@universitaetsverlagwebler.de, Fax: 0521/ 923 610-22 

R
ei

he
  M

ot
iv

ie
re

nd
es

  L
eh

re
n  

un
d  

Le
rn

en
  

in
  H

oc
hs

ch
ul

en
:  P

ra
xi

sa
nr

eg
un

ge
n


